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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu nicht übertragbaren Krankheiten
(2023/2075(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 168 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/522 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. März 2021 zur Einrichtung eines Aktionsprogramms der Union im 
Bereich der Gesundheit („EU4Health‑Programm“) für den Zeitraum 2021–20271, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2022/123 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Januar 2022 zu einer verstärkten Rolle der Europäischen Arzneimittel-
Agentur bei der Krisenvorsorge und -bewältigung in Bezug auf Arzneimittel und 
Medizinprodukte2,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2022/2371 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. November 2022 zu schwerwiegenden grenzüberschreitenden 
Gesundheitsgefahren und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1082/2013/EU3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Januar 2020 zu dem Thema „Der 
europäische Grüne Deal“4 und die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 
mit dem Titel „Der europäische Grüne Deal (COM(2019)0640),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Juli 2020 zu der 
Nachhaltigkeitsstrategie für Chemikalien5 und die Mitteilung der Kommission vom 
14. Oktober 2020 mit dem Titel „Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit – Für eine 
schadstofffreie Umwelt“ (COM(2020)0667), 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. November 2021 zu einer 
Arzneimittelstrategie für Europa6 und die Mitteilung der Kommission vom 
25. November 2020 mit dem Titel „Eine Arzneimittelstrategie für Europa“ 
(COM(2020)0761), 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. Februar 2022 zu der Stärkung Europas 
im Kampf gegen Krebserkrankungen – auf dem Weg zu einer umfassenden und 
koordinierten Strategie7 und die Mitteilung der Kommission vom 3. Februar 2021 mit 
dem Titel „Europas Plan gegen den Krebs“ (COM(2021)0044), 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 23. November 2022 zu dem Thema 

1 ABl. L 107 vom 26.3.2021, S. 1.
2 ABl. L 20 vom 31.1.2022, S. 1.
3 ABl. L 314 vom 6.12.2022, S. 26.
4 ABl. C 270 vom 7.7.2021, S. 2.
5 ABl. C 371 vom 15.9.2021, S. 75.
6 ABl. C 224 vom 8.6.2022, S. 47.
7 ABl. C 342 vom 6.9.2022, S. 109.
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„Vorbeugung von, Umgang mit und bessere Versorgung bei Diabetes in der EU 
anlässlich des Weltdiabetestags“8, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. Juli 2023 zu Erkenntnissen aus der 
COVID-19-Pandemie und Empfehlungen für die Zukunft9,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 12. Mai 2021 mit dem Titel 
„Auf dem Weg zu einem gesunden Planeten für alle – EU-Aktionsplan: 
‚Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und Boden‘“ (COM(2021)0400),

– unter Hinweis auf die Initiative der Kommission vom Dezember 2021 mit dem Titel 
„Healthier together – EU non-communicable diseases (NCD) initiative“ („Healthier 
Together“ – EU-Initiative zu nicht übertragbaren Krankheiten)10, 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 7. Juni 2023 über eine 
umfassende Herangehensweise im Bereich der psychischen Gesundheit 
(COM(2023)0298), 

– unter Hinweis auf den Beschluss der Kommission vom 16. September 2021 zur 
Einrichtung der Behörde für die Krisenvorsorge und -reaktion bei gesundheitlichen 
Notlagen (HERA)11,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 3. Mai 2022 für eine 
Verordnung über den europäischen Raum für Gesundheitsdaten (COM(2022)0197),

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 26. April 2023 für eine 
Verordnung zur Festlegung der Verfahren der Union für die Zulassung und 
Überwachung von Humanarzneimitteln und zur Festlegung von Vorschriften für die 
Europäische Arzneimittel-Agentur (COM(2023)0193) sowie für eine Richtlinie zur 
Schaffung eines Unionskodexes für Humanarzneimittel (COM(2023)0192), 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. November 2022 mit dem 
Titel „EU-Strategie für globale Gesundheit – Bessere Gesundheit für alle in einer sich 
wandelnden Welt“ (COM(2022)0675), 

– unter Hinweis auf die Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung, 
insbesondere die Zielvorgaben 4 und 8 des Ziels 3,

– unter Hinweis auf die europäische Säule sozialer Rechte, 

– unter Hinweis auf den EU-Aktionsplan mit dem Titel „EU Action Plan on Childhood 
Obesity 2014-2020“ (EU-Aktionsplan zu Adipositas im Kindesalter 2014-2020),

– unter Hinweis auf die EU-Strategie für globale Gesundheit vom 30. November 2022,

8 ABl. C 167 vom 11.5.2023, S. 36.
9 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0282.
10 Kommission, „Healthier together – EU non-communicable diseases initiative“ („Healthier Together“ – EU-
Initiative zu nicht übertragbaren Krankheiten), Dezember 2021.
11 ABl. C 393 I vom 29.9.2021, S. 3.

https://health.ec.europa.eu/non-communicable-diseases/healthier-together-eu-non-communicable-diseases-initiative_de
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– unter Hinweis auf den Rahmen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) vom 18. Mai 
2023 mit dem Titel „Health service delivery framework for prevention and management 
of obesity“ (Rahmen für die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten zur Prävention und 
Bekämpfung von Adipositas, 2023),

– unter Hinweis auf den Plan von 2022 der Weltgesundheitsorganisation mit dem Titel 
„Acceleration plan to support Member States in implementing the recommendations for 
the prevention and management of obesity over the life course“ (Beschleunigungsplan 
zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Empfehlungen für die 
Prävention und Behandlung von Adipositas im Lebensverlauf),

– unter Hinweis auf den Bericht der Europäischen Umweltagentur (EUA) vom 
8. Dezember 2022 mit dem Titel „Zero pollution monitoring assessment“ (Bewertung 
im Rahmen der Null-Schadstoff-Überwachung),

– unter Hinweis auf den Bericht Nr. 21/2019 der EUA vom 8. September 2020 mit dem 
Titel „Healthy environment, healthy lives: how the environment influences health and 
well-being in Europe“ (Gesunde Umwelt, gesundes Leben: wie die Umwelt Gesundheit 
und Wohlergehen in Europa beeinflusst),

– unter Hinweis auf die Studie der Kommission vom 17. Januar 2023 mit dem Titel 
„Scoping study on evidence to tackle high-burden under-researched medical conditions“ 
(Rahmenstudie zu Evidenz zur Bewältigung hoch belastender unzureichend erforschter 
medizinischer Erkrankungen)12,

– unter Hinweis auf die Studie der WHO vom 8. Dezember 2021 mit dem Titel 
„Monitoring non-communicable disease commitments in Europe 2021“ (Beobachtung 
der Verpflichtungen zu nicht übertragbaren Krankheiten in Europa 2021), 

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 13. Juni 2023 zur Intensivierung der 
EU-Maßnahmen zur Bekämpfung antimikrobieller Resistenz im Rahmen des Konzepts 
„Eine Gesundheit“,

– unter Hinweis auf den Globalen Überwachungsrahmen der WHO für die Prävention und 
Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten,

– unter Hinweis auf den Globalen Aktionsplan der WHO vom 14. November 2013 für die 
Prävention und Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten 2013-2030,

– unter Hinweis auf den Bericht der WHO vom 29. Juni 2022 mit dem Titel „A health 
perspective on the role of the environment in One Health“ (Die Rolle der Umwelt im 
Konzept „Eine Gesundheit“ aus gesundheitlicher Sicht),

– unter Hinweis auf den Bericht der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung / der Europäischen Union (OECD/EU) vom 5. Dezember 2022 mit dem 
Titel „Health at a Glance: Europe 2022: State of Health in the EU Cycle“ (Gesundheit 

12 Kommission, „Scoping Study on evidence to tackle high-burden under-research medical conditions“ 
(Rahmenstudie zu Evidenz zur Bewältigung hoch belastender unzureichend erforschter medizinischer 
Erkrankungen), 17. Januar 2023.

https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/eae32303-96e3-11ed-b508-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-278963958
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im Überblick: Europa 2022 – Der Zustand der Gesundheit im EU-Zyklus),

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Entwicklungsausschusses, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Umweltfragen, öffentliche 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (A9-0366/2023), 

A. in der Erwägung, dass es sich bei nicht übertragbaren Krankheiten um Krankheiten 
handelt, die nicht von Mensch zu Mensch übertragen werden; in der Erwägung, dass 
nicht übertragbare Krankheiten für 90 % der Todesfälle in der EU verantwortlich sind13, 
80 % der Gesundheitsbelastung in den EU-Ländern ausmachen14 und ihre Prävalenz in 
der gesamten EU weiter zunimmt; in der Erwägung, dass nicht übertragbare 
Krankheiten eine große Belastung für Menschen, die an nicht übertragbaren 
Krankheiten leiden, und deren Familien, die Gesundheitssysteme, die Volkswirtschaften 
und nationale Haushalte verursachen; 

B. in der Erwägung, dass vorzeitige Todesfälle aufgrund von Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Krebs, Diabetes und chronischen Atemwegserkrankungen 68 % aller 
vorzeitigen Todesfälle in Europa ausmachen; in der Erwägung, dass zu den anderen 
nicht übertragbaren Krankheiten unter anderem psychische Störung, Nerven- und 
Geisteskrankheiten, Leber- und Magen-Darm-Erkrankungen, Nierenerkrankungen, 
Allergien und Autoimmunerkrankungen, Erkrankungen des Mund- und Rachenraums, 
rheumatische und Muskel-Skelett-Erkrankungen (RMD) und Endometriose gehören; in 
der Erwägung, dass Datenlücken zu bestimmten Krankheiten zu einer Fehlbeurteilung 
der Prävalenz dieser Krankheiten und ihrer Belastung führen können;

C. in der Erwägung, dass Herz-Kreislauf-Erkrankungen mit 37 % der jährlichen Todesfälle 
die häufigste Todesursache in der EU sind; in der Erwägung, dass es eine erhebliche 
Kluft zwischen den Mitgliedstaaten gibt und dass Frauen und Menschen mit 
schlechteren sozioökonomischen Bedingungen stärker von Herz-Kreislauf-
Erkrankungen betroffen sind; in der Erwägung, dass die Wahrscheinlichkeit vorzeitiger 
Todesfälle aufgrund nicht übertragbarer Krankheiten (die unbedingte 
Wahrscheinlichkeit, im Alter von 30 bis 69 Jahren zu sterben) in Europa im Jahr 2018 
im Zusammenhang mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen bei 8 % und im Zusammenhang 
mit Krebs bei 7,2 % lag15; 

D. in der Erwägung, dass Diabetes zu den häufigsten nicht übertragbaren Krankheiten 
zählt; in der Erwägung, dass in der EU mehr als 33 Millionen Menschen mit Diabetes 
leben; in der Erwägung, dass die Zahl der mit Diabetes lebenden Personen in der EU 
Prognosen zufolge bis 2030 auf 38 Millionen ansteigen wird; in der Erwägung, dass 
nicht übertragbare Krankheiten wie Diabetes Typ II, Adipositas, Diabetes und 
endokrine Störungen zunehmend Kinder betreffen, was einen gezielten Ansatz für 

13 Weltgesundheitsorganisation, „Monitoring noncommunicable disease commitments in Europe 2021“ 
(Beobachtung der Verpflichtungen zu nicht übertragbaren Krankheiten in Europa 2021), 8. Dezember 2021.
14 Kommission, „Nicht übertragbare Krankheiten: Übersicht“.
15 Weltgesundheitsorganisation, „Monitoring noncommunicable disease commitments in Europe 2021“ 
(Beobachtung der Verpflichtungen zu nicht übertragbaren Krankheiten in Europa 2021), 8. Dezember 2021, 
S. 13.

https://www.who.int/europe/publications/i/item/WHO-EURO-2021-4479-44242-62494
https://health.ec.europa.eu/non-communicable-diseases/overview_de
https://www.who.int/europe/publications/i/item/WHO-EURO-2021-4479-44242-62494
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Prävention und Management16 erfordert; in der Erwägung, dass viele Menschen, die von 
nicht übertragbaren Krankheiten wie Diabetes betroffen sind, die entsprechende 
Diagnose oft gar nicht oder zu spät erhalten, was zu Komplikationen führt; 

E. in der Erwägung, dass Adipositas mit schätzungsweise 4,7 Millionen Todesfällen 
weltweit die viertgrößte Ursache für vorzeitige Todesfälle ist17; in der Erwägung, dass 
es über 200 medizinische Komplikationen im Zusammenhang mit Adipositas gibt; 

F. in der Erwägung, dass es in Europa etwa 20 Millionen Menschen gibt, die 
Krebserkrankungen überlebt haben18; in der Erwägung, dass nur sieben EU-Länder das 
„Recht auf Vergessenwerden“ für ehemalige Krebspatienten anerkennen, weshalb sie 
Jahre nach erfolgreichem Abschluss der Behandlung weiterhin Schwierigkeiten beim 
Zugang zu Finanzdienstleistungen wie Versicherungen oder Hypotheken haben; 

G. in der Erwägung, dass nicht übertragbare Krankheiten den größten Anteil der 
Gesundheitsausgaben der Mitgliedstaaten ausmachen, was geschätzten Kosten in Höhe 
von 115 Mrd. EUR bzw. 0,8 % des BIP jährlich entspricht; 

H. In der Erwägung, dass diese Kosten durch ehrgeizige Präventionsmaßnahmen, 
Früherkennungsprogramme und gemeinsame Erkennungsprogramme sowie ein 
optimales Management der Krankheiten gesenkt werden könnten; in der Erwägung, 
dass im Jahr 2018 in der EU nicht mehr als 2,8 % der gesamten Gesundheitsausgaben 
für Prävention ausgegeben wurden; in der Erwägung, dass die Kosten für die 
Behandlung nicht übertragbarer Krankheiten nach wie vor hoch sind19; 

I. in der Erwägung, dass die Investitionen in die Gesundheitsförderung und die Prävention 
und das Management nicht übertragbarer Krankheiten weiter verstärkt werden sollten;

J. in der Erwägung, dass die EU im Bereich der Gesundheitsversorgung gemäß 
Artikel 168 AEUV in erster Linie eine kooperative und ergänzende Rolle spielen kann, 
während das Gesundheitswesen im Kern eine nationale Zuständigkeit darstellt;

K. in der Erwägung, dass im Rahmen der von der Kommission vorgestellten Initiative der 
EU für nicht übertragbare Krankheiten „Healthier Together“ betont wird, dass ein 
besser koordiniertes, integriertes und bereichsübergreifendes Vorgehen in Bezug auf 
nicht übertragbare Krankheiten durch anspruchsvolle Ziele erforderlich ist, um eine 
stärkere Reaktion auf die zunehmende Belastung durch nicht übertragbare Krankheiten 
zu ermöglichen;

16 Abbasi, Ali et al.: Body Mass Index and Incident Type 1 and Type 2 Diabetes in Children and Young Adults: 
A Retrospective Cohort Study, Journal of the Endocrine Society, Band 1, Ausgabe 5, 1. Mai 2017, S. 524–537.
17 Global Burden of Disease 2017 Risk Factor Collaborators - „Global, regional, and national comparative risk 
assessment of 84 behavioural, environmental and occupational, and metabolic risks or clusters of risks for 195 
countries and territories, 1990-2017: a systematic analysis for the Global Burden of Disease Study 2017” 
(Globale, regionale und nationale vergleichende Risikobewertung von 84 verhaltens-, umwelt- und 
berufsbedingten sowie metabolischen Risiken oder Risikoclustern für 195 Länder und Territorien, 1990-2017: 
eine systematische Analyse für die Global Burden of Disease Study 2017).
18 Europäische Krebspatienten-Koalition, „Right to be Forgotten for Cancer Survivors“ (Recht auf 
Vergessenwerden für Krebsüberlebende).
19 Kommission, „Healthier together – EU non-communicable diseases initiative“ („Healthier Together“ – EU-
Initiative zu nicht übertragbaren Krankheiten), Juni 2022, S. 15.

https://ecpc.org/policy/the-right-to-be-forgotten/
https://health.ec.europa.eu/system/files/2022-06/eu-ncd-initiative_publication_en_0.pdf
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L. in der Erwägung, dass die Konzepte „Gesundheit in allen Politikbereichen“ und „Eine 
Gesundheit“ weiterhin gefördert und dass Anstrengungen zur Bekämpfung von nicht 
übertragbaren Krankheiten in alle einschlägigen EU-Politikbereiche einbezogen werden 
sollten; 

M. in der Erwägung, dass die Annahme der Empfehlungen des Rates von 2022 zur 
Krebsfrüherkennung in Europa umfassende Strategien für die frühere Erkennung von 
Brust-, Gebärmutterhals- und Darmkrebs umfasst;

N. in der Erwägung, dass sich die WHO das Ziel gesetzt hat, die vorzeitigen Todesfälle 
durch nicht übertragbare Krankheiten bis 2025 um 25 % zu verringern, und dass 
internationale Führungsspitzen auf der Tagung der Gesundheitsminister der G20 ihre ihr 
Engagement bekräftigt haben, das SDG 3.4 der Vereinten Nationen zur Senkung der 
vorzeitigen Todesfälle durch nicht übertragbare Krankheiten bis 2030 um ein Drittel zu 
erreichen20; 

O. in der Erwägung, dass die zunehmende Belastung für Einzelpersonen und 
Gesellschaften durch nicht übertragbare Krankheiten sowie die gesundheitlichen 
Bedürfnisse alternder Bevölkerungen, von denen 40 % von Multimorbidität betroffen 
sind, Herausforderungen für die Gesundheitsversorgungssysteme der Mitgliedstaaten 
darstellen, weshalb spezifische Strategien zur Prävention, Erkennung und Behandlung 
nicht übertragbarer Krankheiten ausgearbeitet werden müssen;

P. in der Erwägung, dass in einer Reihe von Mitgliedstaaten in einigen Bereichen der 
medizinischen Versorgung ein Mangel an Fachkräften besteht, was zu Verzögerungen 
bei der Bereitstellung der erforderlichen Gesundheitsversorgung führt und in der Folge 
schwerwiegende individuelle und gesellschaftliche Auswirkungen haben kann;

Q. in der Erwägung, dass der Großteil der informellen Pflege- und Betreuungsarbeit in der 
EU von Frauen geleistet wird, ebenso wie auch bei anderen Formen unbezahlter 
Betreuungs- und Hausarbeit21; in der Erwägung, dass der unverhältnismäßig hohe 
Anteil an unbezahlter Arbeit, den Frauen leisten, sich negativ auf ihre Fähigkeit 
auswirkt, am Arbeitsmarkt teilzunehmen; 

R. in der Erwägung, dass die meisten nicht übertragbaren Krankheiten von mehreren 
vermeidbaren Risikofaktoren beeinflusst werden: Tabakkonsum, ungesunde Ernährung, 
mangelnde körperliche Aktivität und schädlicher Alkoholkonsum; in der Erwägung, 
dass verhaltensbedingte Risikofaktoren zu bestimmten biologischen Risikofaktoren 
führen, wobei Übergewicht und Adipositas, Bluthochdruck, hoher Blutzucker und hoher 
Cholesterinspiegel am weitesten verbreitet sind22; in der Erwägung, dass sich diese 
Risikofaktoren häufig überschneiden, was zu schweren Komplikationen und einem 
erhöhten Risiko für die Entwicklung anderer nicht übertragbarer und übertragbarer 

20 Weltgesundheitsorganisation, „On the road to 2025: The global NCD deadline“ (Auf dem Weg bis 2025: Die 
globale Frist in Bezug auf nicht übertragbare Krankheiten).
21 OECD iLibrary, „Supporting informal care of older people“ (Unterstützung informeller Pflegepersonen älterer 
Menschen), 2022.
22 Weltgesundheitsorganisation, „Monitoring noncommunicable disease commitments in Europe 2021“ 
(Beobachtung der Verpflichtungen zu nicht übertragbaren Krankheiten in Europa 2021), 8. Dezember 2021, 
S. 13.

https://www.who.int/teams/noncommunicable-diseases/on-the-road-to-2025
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/0f0c0d52-en.pdf?expires=1696426787&id=id&accname=guest&checksum=E6E973AD7DE48668112A262325F3A49D
https://www.who.int/europe/publications/i/item/WHO-EURO-2021-4479-44242-62494
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Krankheiten führt;

S. in der Erwägung, dass der Zugang zu und die Nutzung von Dienstleistungen, die 
Exposition gegenüber Risikofaktoren, Morbidität und Sterblichkeit sich je nach 
Geschlecht unterscheiden; in der Erwägung, dass diese Unterschiede auch je nach 
Wohnort, Art der Beschäftigung und Alter sowie einer Vielzahl anderer sozialer, 
demografischer und kultureller Faktoren auftreten; in der Erwägung, dass nicht 
übertragbare Krankheiten die Ursache für einen schlechten Gesundheitszustand sowohl 
von Frauen als auch Männern sind, dass bei Männern jedoch die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie aufgrund von nicht übertragbaren Krankheiten vorzeitig sterben, fast doppelt so 
hoch ist23; 

T. in der Erwägung, dass nicht alle nicht übertragbaren Krankheiten verhindert werden 
können, da einige Faktoren nicht veränderbar sind – wie Alter, Familienanamnese, 
Genetik, Geschlecht und Autoimmunität – und/oder nicht bekannt sind, wie z. B. einige 
neurologische Störungen;

U. in der Erwägung, dass die Entwicklung von nicht übertragbaren Krankheiten und die 
sich daraus ergebenden gesundheitlichen Folgen mit sozialen und wirtschaftlichen 
Gesundheitsfaktoren zusammenhängen, die den erheblichen gesundheitlichen 
Ungleichheiten innerhalb und zwischen den EU-Mitgliedstaaten entsprechen;

V. in der Erwägung, dass eine ungesunde Ernährung, die sich häufig durch einen hohen 
Anteil an Zucker, Salz, gesättigten und Transfettsäuren sowie ballaststoffarmen 
Lebensmitteln auszeichnet, einen Risikofaktor für Krankheiten und Mortalität darstellt;

W. in der Erwägung, dass eine Umstellung auf eine ausgewogenere und pflanzenreichere 
Ernährung sowohl der Gesundheit als auch der Umwelt zugutekäme;

X. in der Erwägung, dass der Tabakkonsum der wichtigste vermeidbare Risikofaktor für 
nicht übertragbare Krankheiten ist;

Y. in der Erwägung, dass das Rauchen mit einem um 250 % erhöhten Risiko einhergeht, 
mit einer psychischen Erkrankung ins Krankenhaus eingeliefert zu werden24; 

Z. in der Erwägung, dass es laut einer WHO-Studie beim Konsum von Alkohol in Bezug 
auf das Krebsrisiko keine unbedenkliche Menge gibt; in der Erwägung, dass schädlicher 
Alkoholkonsum mit einer Vielzahl von Krankheiten und Störungen in Verbindung 
gebracht wird, darunter Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs, Diabetes und psychische 
Störungen; in der Erwägung, dass das Risiko mit zunehmendem Alkoholkonsum steigt;

AA. in der Erwägung, dass schlechte Schlafgewohnheiten, wie z. B. Schlafmangel, weniger 
als 6 Stunden oder mehr als 9 Stunden Schlaf pro Tag, mit schlechteren kognitiven 

23 Weltgesundheitsorganisation, „Gender and noncommunicable diseases in Europe: Analysis of STEPS data“ 
(Geschlecht und nicht übertragbare Krankheiten in Europa: Analyse der STEPS-Daten), S. 6, 8. Dezember 2020.
24 Universität Aarhus: „Do smoking significantly increases the risk of mental illness?“ (sic! Erhöht das Rauchen 
das Risiko psychischer Erkrankungen erheblich).

https://tech.au.dk/en/about-the-faculty/news/show/artikel/do-smoking-significantly-increases-the-risk-of-mental-illness
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Funktionen und einer schlechteren Gehirngesundheit in Verbindung gebracht werden25; 

AB. in der Erwägung, dass chronische Entzündungen eine Rolle bei der Entwicklung und 
dem Fortschreiten von nicht übertragbaren Krankheiten spielen, unter anderem von 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, rheumatischen und Muskel- und Skeletterkrankungen, 
Diabetes und Krebs, neben anderen Erkrankungen;

AC. in der Erwägung, dass die Kennzeichnung von Lebensmitteln die Verbraucher dabei 
unterstützen kann, eine gesündere Lebensmittelauswahl zu treffen und dadurch dem 
ungesunden Verzehr von Lebensmitteln mit hohem Salz-, Fett- und Zuckergehalt 
vorzubeugen;

AD. in der Erwägung, dass Zahnkaries die weltweit am häufigsten vorkommende nicht 
übertragbare Krankheit ist26;

AE. in der Erwägung, dass nicht übertragbare Krankheiten durch mehrere 
Umweltrisikofaktoren wie Luftverschmutzung in Innenräumen und im Freien und 
Exposition gegenüber chemischen Stoffen sowie Lebensmittel-, Wasser- und 
Bodenverschmutzung beeinflusst werden; in der Erwägung, dass eine gute 
Umweltqualität, viele Grünflächen in den Städten und Zeit im Freien das körperliche 
und geistige Wohlbefinden verbessern können;

AF. in der Erwägung, dass nach Schätzungen der WHO zur Belastung durch 
umweltbedingte Krankheiten jährlich 13 % (630 000) der Todesfälle in der WHO-
Region Europa auf Umweltstressoren zurückzuführen sind27; in der Erwägung, dass in 
einem Bericht der EUA der Schluss gezogen wurde, dass 90 % der Todesfälle, die auf 
die Umwelt zurückzuführen sind, auf nicht übertragbare Krankheiten zurückzuführen 
sind; in der Erwägung, dass dem Bericht Nr. 21/2019 der EUA zufolge Krebs die 
häufigste nicht übertragbare umweltbedingte Krankheit ist, wobei im Jahr 2016 in 32 
europäischen Ländern mit hohem Einkommen mehr als 250 000 durch Krebs 
verursachte Todesfälle auf Umweltfaktoren zurückzuführen waren; in der Erwägung, 
dass die Luftverschmutzung 2020 zu einer erheblichen Zahl vorzeitiger Todesfälle in 
der EU geführt hat; in der Erwägung, dass etwa 30 000 vorzeitige Todesfälle pro Jahr 
und eine erhebliche Zahl nicht übertragbarer Krankheiten wie Asthma, Probleme in 
Bezug auf das Herz-Kreislauf-System und Lungenkrebs auf Luftverschmutzung 
zurückzuführen sind28; 

AG. in der Erwägung, dass das niederländische Staatliche Institut für Gesundheitswesen und 
Umweltschutz einen Überblick über die nationalen Grenzwerte für die berufsbedingte 
Exposition erstellt hat, wobei etwa 1 400 Stoffe in dieser Liste aufgeführt sind, für die 

25 Namsrai, T., Ambikairajah, A. & Cherbuin, N., „Poorer sleep impairs brain health at midlife“, Sci Rep 13, 
1874, 1. Februar 2023.
26 Weltgesundheitsorganisation, „Sugars and Dental caries“ (Zucker und Zahnkaries), 9. November 2017.
27 EUA, „Healthy environment, healthy life: how the environment influences health and well-being in Europe“ 
(Gesunde Umwelt, gesundes Leben: wie die Umwelt die Gesundheit und das Wohlergehen in Europa 
beeinflusst) 2019 – Die Daten stammen von der Weltgesundheitsorganisation 2012.
28 Soares, J., González Ortiz, A., Gsella, A., et al., „Health risk assessment of air pollution and the impact of the 
new WHO Guidelines“ (Bewertung des gesundheitlichen Risikos der Luftverschmutzung und der Auswirkungen 
der neuen WHO-Leitlinien), Eionet-Bericht – ETC HE 2022/10, Europäisches Themenzentrum für menschliche 
Gesundheit und Umwelt, 2022.

https://www.nature.com/articles/s41598-023-27913-9
https://www.who.int/news-room/fact-sheets/detail/sugars-and-dental-caries
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in einem oder mehreren EU-Mitgliedstaaten gesetzliche gesundheitsbezogene 
Grenzwerte berufsbedingter Exposition (OEL) festgelegt wurden und für die kein 
harmonisierter Grenzwert berufsbedingter Exposition auf europäischer Ebene (OEL der 
EU) festgelegt wurde oder festgelegt werden soll29; 

AH. in der Erwägung, dass nicht übertragbare Krankheiten durch die allgegenwärtige 
chemische Exposition gegenüber endokrinen Disruptoren beeinflusst werden, die in der 
Umwelt und in Konsumgütern vorkommen;

AI. in der Erwägung, dass Lärmverschmutzung nach wie vor gesundheitsschädlich ist und 
dass weitere Fortschritte bei der Verringerung der Lärmverschmutzung in der EU 
erforderlich sind30; in der Erwägung, dass die Lärmverschmutzung mehr als nur ein 
lästiges Übel ist und schwerwiegende Auswirkungen auf die Gesundheit haben kann, 
etwa ischämische Herzerkrankungen, Adipositas und Diabetes, neben anderen 
Erkrankungen;

AJ. in der Erwägung, dass eine verbesserte evidenzbasierte Gesundheitsförderung, 
Maßnahmen zur Schadensminimierung und Primär- und Sekundärprävention die 
Prävalenz nicht übertragbarer Krankheiten um bis zu 70 % senken können;

AK. in der Erwägung, dass es einen wissenschaftlich gesicherten Zusammenhang zwischen 
bestimmten übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten und insbesondere 
Krebsarten gibt, die entweder durch virale oder bakterielle Infektionen verursacht 
werden;

AL. in der Erwägung, dass die COVID-19-Pandemie das schwerwiegende Phänomen der 
Komorbidität und Komortalität deutlich gemacht hat, das auftritt, wenn Patienten mit 
nicht übertragbaren Krankheiten mit übertragbaren Krankheiten infiziert werden; in der 
Erwägung, dass die Zusammenhänge zwischen übertragbaren Krankheiten und nicht 
übertragbaren Krankheiten in den letzten Jahrzehnten unzureichend untersucht wurden, 
was hauptsächlich auf unzureichende Forschungsmittel und den Mangel an 
systematisierten epidemiologischen, statistischen und sonstigen wissenschaftlichen 
Daten zurückzuführen ist;

AM. in der Erwägung, dass Menschen, die mit einer oder mehreren nicht übertragbaren 
Krankheiten leben, während der COVID-19-Pandemie zu den am stärksten betroffenen 
Bevölkerungsgruppen gehörten31 und dass der Zugang zu medizinischer Versorgung zu 
den wichtigsten Vorsorgeuntersuchungen und die Diagnose von Komplikationen 
während der COVID-19-Pandemie stark gestört wurden, was zu schwerwiegenden 
langfristigen Komplikationen führen könnte; 

29 Niederländisches Staatliches Institut für Gesundheitswesen und Umweltschutz, „Overview of national 
occupational exposure limits for substances without a European occupational exposure limit“ (Überblick über 
die nationalen Grenzwerte für die berufsbedingte Exposition von Stoffen ohne europäische Grenzwerte für die 
berufsbedingte Exposition), 2022.
30 EUA, „Are you noticing the harmful noise around you?“ (Bemerken Sie den schädlichen Lärm um Sie 
herum?), 21. Juni 2023.
31 Weltgesundheitsorganisation, „Invisible numbers: the true extent of NCDs and what to do about them“ 
(Dunkelziffer: das tatsächliche Ausmaß nicht übertragbarer Krankheiten und was dagegen zu tun ist), 
15. September 2022.

https://www.rivm.nl/bibliotheek/rapporten/2022-0123.pdf
https://www.rivm.nl/bibliotheek/rapporten/2022-0123.pdf
https://www.eea.europa.eu/en/newsroom/editorial/are-you-noticing-the-harmful-noise
https://www.who.int/publications/i/item/9789240057661
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AN. in der Erwägung, dass solche Zusammenhänge zwischen übertragbaren Krankheiten 
und nicht übertragbaren Krankheiten in vielen anderen Fällen bestehen könnten und 
dass noch viele Erkenntnisse über die Auswirkungen übertragbarer Krankheiten auf 
nicht übertragbare Krankheiten, einschließlich schwerer postviraler Erkrankungen wie 
der Post-COVID-19-Erkrankung, zu gewinnen sind; in der Erwägung, dass neue 
Studien über die Verknüpfungen übertragbarer und nicht übertragbarer Krankheiten 
sowohl die Prävention als auch die Diagnose nicht übertragbarer Krankheiten erheblich 
verbessern dürften;

AO. in der Erwägung, dass antimikrobielle Resistenzen medizinische Verfahren wie 
Operationen, Zahnimplantationen, Krebsbehandlungen und Organtransplantationen 
erheblich beeinträchtigen; in der Erwägung, dass antimikrobielle Resistenzen auch den 
Umgang mit weit verbreiteten nicht übertragbaren Krankheiten, einschließlich Herz-
Kreislauf-Erkrankungen, Demenzerkrankungen und Tumoren, erschweren32; in der 
Erwägung, dass antimikrobielle Resistenzen Auswirkungen auf Krankheitsinzidenz, 
Sterblichkeitsraten, Krankenhausaufenthalte und Gesundheitsausgaben haben33; 

AP. in der Erwägung, dass die Umsetzung evidenzbasierter Verfahren, Innovationen bei 
Technologien, Arzneimitteln und der Gesundheitsversorgung sowie Maßnahmen zur 
Schadensminimierung von entscheidender Bedeutung sind, um die Prävention, die 
Beseitigung oder Verringerung von Risikofaktoren, die Früherkennung, ein verbessertes 
Krankheitsmanagement, die Integration der Versorgung und neue, zugängliche und 
bessere Behandlungen für nicht übertragbare Krankheiten sicherzustellen;34; 

AQ. in der Erwägung, dass das Wissen über die Biologie vieler Arten nicht übertragbarer 
Krankheiten, wie z. B. neurodegenerativer Krankheiten, dank der Forschung 
exponentiell zugenommen hat, dies aber noch nicht in entscheidende therapeutische 
Eingriffe umgesetzt wurde, sondern immer noch auf rein symptomatische Eingriffe 
beschränkt ist;

AR. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten angemessene Anreize und nachhaltige 
Haushalte bereitstellen sollten, um nicht übertragbare Krankheiten zu verhindern, zu 
behandeln und die dadurch entstehende Belastung zu verringern sowie vermeidbare 
Risiken einzudämmen und zu verringern;

AS. in der Erwägung, dass suboptimale therapeutische Einhaltung und therapeutische 
Trägheit zu schlechteren gesundheitlichen Ergebnissen, irreversiblen Komplikationen, 
einer erhöhten Mortalität und höheren Kosten führen können;

1. Betont, dass 90 % aller Todesfälle in der EU auf nicht übertragbare Krankheiten 
entfallen35, von denen sich viele dadurch auszeichnen, dass sie in hohem Maße 

32 Luisa Antunes, „Tackling antimicrobial resistance: From science to pharmaceuticals policy“ (Antimikrobielle 
Resistenzen bekämpfen: Von der Wissenschaft zur Arzneimittelpolitik), Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments, März 2023.
33 Murray, Christopher J. L., et al., „Global burden of bacterial antimicrobial resistance in 2019: a systematic 
analysis“ (Globale Belastung durch bakterielle Resistenz gegen antimikrobielle Mittel im Jahr 2019: eine 
systematische Analyse), The Lancet, Band 399, Ausgabe 10325, S. 629-655, 2022.
34 Kommission, Healthier together – EU non-communicable diseases initiative“ („Healthier Together“ – EU-
Initiative zu nicht übertragbaren Krankheiten), Juni 2022, S. 15.
35 Kommission, „Nicht übertragbare Krankheiten: Übersicht“.

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2023/740238/EPRS_BRI(2023)740238_EN.pdf
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0140673621027240?via=ihub
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0140673621027240?via=ihub
https://health.ec.europa.eu/system/files/2022-06/eu-ncd-initiative_publication_en_0.pdf
https://health.ec.europa.eu/non-communicable-diseases/overview_de
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vermeidbar sind; vertritt daher die Auffassung, dass nicht übertragbare Krankheiten eine 
der wichtigsten Herausforderungen im Bereich der öffentlichen Gesundheit in der EU 
darstellen, wobei nicht übertragbare Krankheiten den größten Teil der 
Gesundheitsausgaben der Länder ausmachen; betont, dass nicht übertragbare 
Krankheiten eine große Belastung für die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger, 
die mit nicht übertragbaren Krankheiten leben, sowie für ihre Familien und 
Pflegepersonen darstellen; fordert die Mitgliedstaaten auf, weiterhin in Innovationen bei 
der Behandlung nicht übertragbarer Krankheiten zu investieren, um die Morbidität und 
die Sterblichkeit insgesamt zu verringern sowie die Lebensqualität der Patienten zu 
verbessern; weist erneut darauf hin, dass zusammen mit den Herausforderungen im 
Gesundheitsbereich auch die sozioökonomischen Auswirkungen nicht übertragbarer 
Krankheiten, die sich auf die Arbeitskräfte und die Gesamtproduktivität erstrecken, 
berücksichtigt werden müssen; 

2. betont, dass es wichtig ist, durch Frühdiagnose und Screening nicht übertragbaren 
Krankheiten vorzubeugen und ihre Prävalenz zu verringern, unter anderem durch die 
Umsetzung integrierter Gesundheitskontrollen, insbesondere bei Hochrisikopersonen, 
auf der Ebene der Primärversorgung, durch einen besseren Zugang zur öffentlichen 
Gesundheitsversorgung und durch ein besseres Krankheitsmanagement und eine bessere 
Behandlung; ist der Ansicht, dass eine verstärkte Gesundheitsförderung, 
Schadensminimierung und Krankheitsprävention die Prävalenz von nicht übertragbaren 
Krankheiten in Verbindung mit Investitionen in die Vorbeugung, Verringerung und 
Minderung von Umweltverschmutzung sowie in Forschung, klinische Studien und 
Versuche, Gesundheitsinnovationen und -technologien sowie deren Zugänglichkeit und 
Erschwinglichkeit erheblich um 70 % verringern kann36; 

3. begrüßt die EU-Initiative zu nicht übertragbaren Krankheiten „Healthier together“, 
Europas Plan gegen den Krebs, das Arbeitsprogramm EU4Health, die Mitteilung der 
Kommission über eine umfassende Herangehensweise im Bereich der psychischen 
Gesundheit und die EU-Strategie für globale Gesundheit; fordert die Kommission auf, 
die EU-Initiative zu nicht übertragbaren Krankheiten „Healthier together“ durch die 
Einführung einer ganzheitlichen und integrierten EU-Strategie zu nicht übertragbaren 
Krankheiten, ergänzt durch Aktionspläne für bestimmte nicht übertragbare Krankheiten 
mit eindeutigen Richtwerten, Indikatoren und Mechanismen zur transparenten und 
zugänglichen Überwachung der Fortschritte, zu stärken;

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, nationale Pläne und Strategien zu nicht übertragbaren 
Krankheiten mit vergleichbaren Etappenzielen und Zielvorgaben auszuarbeiten, 
umzusetzen und zu überwachen, insbesondere für die Erkrankungen mit höchster 
Prävalenz mit hohen Sterblichkeits- und Morbiditätsraten; fordert, dass diese Pläne und 
Strategien eine Komponente zur Risikominderung, zum Screening und zur 
Früherkennung umfassen sollten, die unter anderem auf die sozioökonomischen 
Einflussfaktoren der Gesundheit sowie die Förderung eines gesundheitsfreundlichen 
Umfelds und der Gesundheits- und Computerkompetenz, der Aufklärung und 
Sensibilisierung sowohl der Bevölkerung insgesamt als auch insbesondere von 
Risikogruppen abzielt und darauf ausgerichtet sein sollte, Ungleichheiten zu verringern 

36 Kommission, „The EU ‘Healthier Together’ Non-Communicable Diseases Initiative (Die EU-Initiative zu 
nicht übertragbaren Krankheiten „„Healthier Together“), 2022.

https://health.ec.europa.eu/system/files/2022-07/ncd_initiative_factsheet.pdf
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und die Ressourcen im Gesundheitswesen zu optimieren; begrüßt die nationalen Pläne 
zur Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten und die von den Mitgliedstaaten 
diesbezüglich bereits ergriffenen Maßnahmen; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
ehrgeizige Maßnahmen in ihre nationalen Pläne aufzunehmen, um alle Phasen nicht 
übertragbarer Krankheiten – von der Früherkennung bis zum Krankheitsmanagement – 
anzugehen und diese nationalen Pläne auf spezifische nicht übertragbare Krankheiten 
auszurichten; betont, dass die nationalen Pläne für nicht übertragbare Krankheiten nicht 
nur darauf abzielen sollten, den Anstieg der Zahl an Menschen, die mit nicht 
übertragbaren Krankheiten leben, umzukehren, sondern auch die Lebensqualität und das 
Wohlergehen der von nicht übertragbaren Krankheiten betroffenen Menschen zu 
verbessern; fordert die Kommission auf, den Wissensaustausch und die Ausweitung 
bewährter Verfahren, die durch bestehende nationale Pläne in anderen Mitgliedstaaten 
eingeführt wurden, zu erleichtern;

5. stellt fest, dass soziale, wirtschaftliche und ökologische Gesundheitsfaktoren und 
Ungleichheiten im Gesundheitsbereich das Risiko nicht übertragbarer Krankheiten 
erhöhen; betont, dass diese Faktoren in Strategien und Maßnahmen berücksichtigt 
werden müssen, da sie sich auch auf individuelle Entscheidungen auswirken, die sich 
auf das Risiko vieler nicht übertragbarer Krankheiten auswirken; betont, dass es wichtig 
ist, den Grundsatz der „Gesundheit in allen Politikbereichen“ solider umzusetzen, und 
zwar in Abstimmung mit dem öffentlichen Gesundheitswesen und unter eingehender 
Berücksichtigung der gesundheitlichen Auswirkungen sektorbezogener Politik;

Prävention nicht übertragbarer Krankheiten

6. nimmt zur Kenntnis, dass Tabakkonsum, körperliche Inaktivität, schädlicher 
Alkoholkonsum, ungesunde Ernährung und Umweltfaktoren wie Luft-, Lebensmittel-, 
Wasser- und Bodenverunreinigung, Lärmbelastung sowie Ultraviolettstrahlung, 
Chemikalienexposition und sozioökonomische Gesundheitsfaktoren das Risiko nicht 
übertragbarer Krankheiten erheblich erhöhen37; 

7. betont, dass Prävention bei der Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten von 
entscheidender Bedeutung ist; ist der festen Auffassung, dass umfassende 
Präventivmaßnahmen gegen nicht übertragbare Krankheiten mithilfe von Maßnahmen 
zur Unterstützung der Beseitigung oder Minderung von Schäden, die durch vermeidbare 
Risikofaktoren verursacht werden, wichtig sind und in allen einschlägigen 
Politikbereichen der EU verwirklicht werden sollten; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, Kampagnen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die 
Prävention von nicht übertragbaren Krankheiten einzuführen; ist der festen 
Überzeugung, dass Präventivmaßnahmen evidenzbasiert sein sollten; fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die wissenschaftliche Erforschung der 
Ursachen von nicht übertragbaren Krankheiten sowie der Effizienz und Umsetzung von 
Präventivmaßnahmen zu stärken;

8. betont, dass der Zugang zu öffentlichen Gesundheits- und Sozialschutzsystemen von 
entscheidender Bedeutung ist, um nicht übertragbare Krankheiten zu verhindern; 
bedauert, dass im Hinblick auf die Prävention von nicht übertragbaren Krankheiten 
innerhalb der EU ein hohes Maß an Ungleichheit und Ungerechtigkeit im 

37 Panamerikanische Gesundheitsorganisation: „Noncommunicable Diseases“ (nicht übertragbare Krankheiten). 
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Gesundheitsbereich besteht; beharrt darauf, dass gefährdete, marginalisierte und sozial 
ausgegrenzte Bevölkerungsgruppen sowie Menschen, die in ländlichen Gebieten und 
Regionen in äußerster Randlage, die von Gesundheitszentren weit entfernt liegen, leben, 
identifiziert werden und ihnen Aufmerksamkeit geschenkt wird, um sicherzustellen, 
dass sie Zugang zu Gesundheitsversorgung und Präventionsprogrammen haben;

9. nimmt die komplexen und vielschichtigen Ursachen nicht übertragbarer Krankheiten 
und die Tatsache zur Kenntnis, dass nicht übertragbare Krankheiten nicht immer 
verhindert werden können und dass es selbst unter den vermeidbaren nicht 
übertragbaren Krankheiten Fälle gibt, die nicht durch vermeidbare Risikofaktoren 
erklärt werden können, und dass viele nicht übertragbare Krankheiten ein hohes 
erbliches Risiko aufweisen;

10. hebt die Umweltrisiken hervor, die das Risiko nicht übertragbarer Krankheiten erhöhen, 
und betont, dass es wichtig ist, nicht übertragbare Krankheiten unter dem Gesichtspunkt 
zu betrachten, dass die Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt untrennbar 
miteinander verbunden sind und daher Maßnahmen zur Bekämpfung nicht 
übertragbarer Krankheiten im Konzept „Eine Gesundheit“ verwurzelt sein sollten; hebt 
hervor, dass Menschen mit nicht übertragbaren Krankheiten aufgrund extremer 
Wetterereignisse und anderer Folgen des Klimawandels zunehmend gefährdet sind, und 
fordert daher gezielte Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels und zur 
Anpassung an seine Folgen38; 

11. betont, dass antimikrobielle Resistenzen medizinische Behandlungen und Eingriffe 
erheblich stören und dass sie auch das Management nicht übertragbarer Krankheiten mit 
hoher Prävalenz erschweren; betont, dass der Ansatz „Eine Gesundheit“ als Richtlinie 
für die Verringerung und den optimierten Einsatz antimikrobieller Mittel dienen sollte, 
um antimikrobielle Resistenzen zu verhindern und zu bekämpfen; fordert eine 
beschleunigte Umsetzung der derzeitigen Aktionspläne sowie spezifische globale 
Mechanismen für die Überwachung antimikrobieller Resistenzen, für Forschung und 
Innovation sowie für den verantwortungsvollen Umgang mit antimikrobiellen Mitteln; 
betont, dass die Entwicklung neuartiger antimikrobieller Wirkstoffe unterstützt und ihre 
Verfügbarkeit und Bezahlbarkeit sichergestellt werden müssen;

12. nimmt zur Kenntnis, dass der Tabakkonsum im Jahr 2019 für 1,6 Millionen Todesfälle 
in Europa verantwortlich war und einen hohen Risikofaktor für die Entstehung von 
nicht übertragbaren Krankheiten wie Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und 
chronische Atemwegserkrankungen darstellt; nimmt zur Kenntnis, dass Erwachsene und 
Kinder, die dem Passivrauchen ausgesetzt sind, viele der gleichen Karzinogene 
einatmen wie Raucher; weist erneut darauf hin, dass Passivrauchen das Gesamtrisiko 
für alle Krebsarten bei Personen, die noch nie geraucht haben, um bis zu 16 % erhöhen 
kann39; hebt hervor, dass 60 % der Kinder zu Hause dem Passivrauchen ausgesetzt sind, 
was zu plötzlichem Säuglingstod, Infektionen der unteren Atemwege, 
Ohrenentzündungen und schwererem Asthma führen kann; fordert die EU und die 
Mitgliedstaaten auf, Nichtraucher, die dem Passivrauchen ausgesetzt sind, stärker zu 
schützen und Kampagnen zu schaffen, um eine rauchfreie Umgebung zu schaffen und 

38 The Lancet Oncology: „Climate change and non-communicable diseases“ (Klimawandel und nicht 
übertragbare Krankheiten), Januar 2016.
39 Kim et al., 2018.

https://www.thelancet.com/journals/lanonc/article/PIIS1470-2045(15)00568-9/fulltext
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bis 2040 die erste tabakfreie Generation in der EU großzuziehen; 

13. unterstützt Europas Plan gegen den Krebs, der darauf abzielt, eine tabakfreie Generation 
zu schaffen und den Tabakkonsum zu verhindern, indem er bis 2040 auf 5 % der 
Bevölkerung gesenkt wird; befürwortet den Vorschlag der Kommission, die Richtlinie 
für Tabakerzeugnisse40 und die Richtlinie über die Besteuerung von Tabakwaren41 zu 
überarbeiten, und den Vorschlag, die Empfehlung des Rates vom 30. November 2009 
über rauchfreie Umgebungen42 zu aktualisieren; fordert die vollständige Umsetzung des 
Rahmenübereinkommens der WHO zur Eindämmung des Tabakkonsums (FCTC) und 
des WHO-Protokolls zur Unterbindung des unerlaubten Handels mit Tabakerzeugnissen 
(das Protokoll); fordert, dass die derzeit angewandten Messmethoden für Teer, Nikotin 
und Kohlenmonoxid in Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen auf der 
Grundlage unabhängiger und aktueller wissenschaftlicher Untersuchungen bewertet und 
überprüft werden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 

a. im Einklang mit dem FCTC der WHO die Raucherentwöhnung zu fördern und 
Maßnahmen zur Unterstützung der Tabakentwöhnung für Tabakkonsumenten 
umzusetzen;

b. die wissenschaftlichen Untersuchungen und Bewertungen der Gesundheitsrisiken 
im Zusammenhang mit elektronischen Zigaretten, Tabakerzeugnissen zum 
Erhitzen und neuartigen Tabakerzeugnissen durch die Gesundheitsbehörden 
weiterzuverfolgen, einschließlich der Bewertung der Risiken der Verwendung 
dieser Erzeugnisse im Vergleich zum Konsum anderer Tabakerzeugnisse, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Gefährdung für Nichtraucher, Kinder 
und Jugendliche43; 

c. die Mindestverbrauchsteuern auf Tabakwaren anzuheben und nach oben 
anzugleichen, was insofern die Prävention verbessern kann, als die Zahl 
derjenigen, die mit dem Rauchen anfangen, und der Tabakkonsum, vor allem 
unter derzeitigen Rauchern, verringert würde und junge Menschen vom Rauchen 
abgehalten würden;

d. eine Verpflichtung zu einer neutralen Standardverpackung und zu 
Gesundheitswarnungen auf 80 % der Vorder- und Rückseite der Verpackung von 
Tabakerzeugnissen und von Erzeugnissen, die zum Rauchen bestimmt sind, 
einschließlich bildlicher Warnhinweise, einzuführen;

e. die strikte Durchsetzung des Verbots von charakteristischen Aromastoffen in 
Tabakerzeugnissen sicherzustellen, um die Attraktivität dieser Erzeugnisse für 

40 Richtlinie 2014/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Herstellung, die Aufmachung und den 
Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 1).
41 Richtlinie 2011/64/EU des Rates vom 21. Juni 2011 über die Struktur und die Sätze der Verbrauchsteuern auf 
Tabakwaren, ABl. L 176 vom 5.7.2011, S. 24.
42 ABl. C 296 vom 5.12.2009, S. 4.
43 Center for Disease Control and Prevention: „Quick Facts on the Risks of E-Zigarettes for Kids, Teens und 
Young Adults“ (Kurzinformationen über die Risiken von E-Zigaretten für Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene).

https://www.cdc.gov/tobacco/basic_information/e-cigarettes/Quick-Facts-on-the-Risks-of-E-cigarettes-for-Kids-Teens-and-Young-Adults.html#:~:text=In%202022%2C%20most%20youth%20who,%2C%20and%20menthol%20(26.6%25)
https://www.cdc.gov/tobacco/basic_information/e-cigarettes/Quick-Facts-on-the-Risks-of-E-cigarettes-for-Kids-Teens-and-Young-Adults.html#:~:text=In%202022%2C%20most%20youth%20who,%2C%20and%20menthol%20(26.6%25)
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Raucher, Nichtraucher und junge Menschen zu verringern; 

f. den Schutz der Verbraucher, insbesondere von Kindern, vor der Werbung für 
Tabakerzeugnisse und Geräte zum Rauchen weiter zu verstärken;

g. jährliche Berichte über die Fortschritte bei der Verwirklichung einer tabakfreien 
Generation bis 2040 zu veröffentlichen;

14. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verpflichtung aus der Richtlinie (EU) 2019/90444 
über Einwegkunststoffartikel in Bezug auf in Tabakerzeugnissen enthaltende Filter, die 
Kunststoff aufweisen, vollständig umzusetzen, um Umwelt- und Gesundheitsbedenken 
im Zusammenhang mit diesen Filtern zu beseitigen;

15. fordert die Kommission nachdrücklich auf, im Einklang mit der Entscheidung der 
Europäischen Bürgerbeauftragten im Fall 852/2014/LP1a spezifische Verhaltensregeln 
für alle ihre Beamten und sonstigen Bediensteten einzuführen, die für ihren Umgang mit 
der Tabakindustrie gelten;

16. befürwortet den Vorschlag der Kommission, die Empfehlung des Rates vom 
30. November 2009 über rauchfreie Umgebungen45 dahingehend zu aktualisieren, dass 
zum einen neu aufkommende Erzeugnisse wie E-Zigaretten und erhitzte 
Tabakerzeugnisse davon erfasst werden und zum anderen rauchfreie Umgebungen auch 
auf Außenbereiche ausgeweitet werden; 

17. ist der Ansicht, dass E-Zigaretten einigen Rauchern dabei helfen könnten, schrittweise 
mit dem Rauchen aufzuhören; vertritt aber auch die Auffassung, dass E-Zigaretten für 
Minderjährige und Nichtraucher nicht attraktiv gemacht werden sollten;

18. betont, dass jeder zehnte Todesfall in der Europäischen Region der WHO die Folge von 
Alkoholkonsum ist, womit sich die Zahl der Todesfälle auf 1 Mio. pro Jahr beläuft46; 
nimmt zur Kenntnis, dass der schädliche Alkoholkonsum einen Risikofaktor für 
zahlreiche nicht übertragbare Krankheiten darstellt, und betont, dass das Risiko, an 
nicht übertragbaren Krankheiten zu erkranken, umso geringer ist, je geringer die 
konsumierte Menge Alkohol ist47; weist darauf hin, dass das Internationale 
Krebsforschungszentrum Ethanol und Acetaldehyd, das bei der Verstoffwechselung von 
in alkoholischen Getränken enthaltenem Ethanol entsteht, als für den Menschen 
krebserzeugende Stoffe klassifiziert hat; verweist auf die von der WHO genannte 
Studie48, in der darauf hingewiesen wird, dass es beim Konsum von Alkohol in Bezug 
auf das Krebsrisiko keine unbedenkliche Menge gibt; 

44 Richtlinie (EU) 2019/904 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 über die Verringerung 
der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die Umwelt (ABl. L 155 vom 12.6.2019, S. 1).
45 ABl. C 296 vom 5.12.2009, S. 4.
46 Weltgesundheitsorganisation: „European framework for action 
on alcohol, 2022–2025“ (Europäischer Aktionsrahmen zum Thema Alkohol, 2022-2025).
47 GBD 2016 Alcohol Collaborators: „Alcohol use and burden for 195 countries and territories, 
1990–2016: a systematic analysis for the Global Burden of 
Disease Study 2016“ (Alkoholkonsum und -belastung für 195 Länder und Gebiete, 1990-2016: Eine 
systematische Analyse für die Studie der Global Burden of Disease 2016.
48 Weltgesundheitsorganisation: „Beim Alkoholkonsum gibt es keine gesundheitlich unbedenkliche Menge“, 
4. Januar 2023.

https://cdn.who.int/media/docs/librariesprovider2/regional-committee-meeting-reports/rc72/european-framework-for-action-on-alcohol-2022-2025-cheat-sheet-en.pdf?sfvrsn=8e63aef4_4&download=true
https://cdn.who.int/media/docs/librariesprovider2/regional-committee-meeting-reports/rc72/european-framework-for-action-on-alcohol-2022-2025-cheat-sheet-en.pdf?sfvrsn=8e63aef4_4&download=true
https://www.thelancet.com/action/showPdf?pii=S0140-6736(18)31310-2
https://www.thelancet.com/action/showPdf?pii=S0140-6736(18)31310-2
https://www.thelancet.com/action/showPdf?pii=S0140-6736(18)31310-2
https://www.who.int/europe/de/news/item/28-12-2022-no-level-of-alcohol-consumption-is-safe-for-our-health#:~:text=The%20World%20Health%20Organization%20has,that%20does%20not%20affect%20health
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19. nimmt die Anstrengungen zur Kenntnis, die von der Kommission mit der Einleitung der 
EU-Initiative zu nicht übertragbaren Krankheiten „Healthier Together“ im Dezember 
2021 unternommen wurden, um die Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, die 
Belastung durch nicht übertragbare Krankheiten zu verringern; fordert koordiniertere 
ambitionierte Maßnahmen auf EU-Ebene, um nicht nur den Anstieg der Zahl an 
Menschen, die mit nicht übertragbaren Krankheiten leben, umzukehren, sondern auch 
die Lebensqualität und das Wohlergehen der von nicht übertragbaren Krankheiten 
betroffenen Menschen zu verbessern;

20. begrüßt das Ziel der Kommission, den schädlichen Alkoholkonsum bis 2025 um 
mindestens 10 % zu verringern; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,

a. Minderjährige unter anderem in der digitalen Umgebung vor auf den 
Alkoholkonsum ausgerichteten Werbebotschaften sowie vor Produktplatzierungen 
und Sponsoring durch Alkoholmarken zu schützen‚ zumal Werbung weder 
speziell an Minderjährige gerichtet sein noch den Alkoholkonsum fördern darf; 
Werbung für Alkohol und Sponsoring bei Sportveranstaltungen zu verbieten, 
wenn diese Veranstaltungen hauptsächlich von Minderjährigen besucht werden;

b. den Schutz Minderjähriger vor den negativen Auswirkungen des Alkoholkonsums 
verbessern, unter anderem durch Sensibilisierungsmaßnahmen, die darauf 
abzielen, die Attraktivität des Alkoholkonsums in diesen Altersgruppen zu 
verringern;

c. evidenzbasierte und verhältnismäßige Maßnahmen zur Eindämmung und 
Prävention alkoholbedingter Schäden im Rahmen der überarbeiteten EU-
Alkoholstrategie zu fördern;

d. die Bereitstellung besserer Informationen für die Verbraucher zu unterstützen, 
indem die Kennzeichnung alkoholischer Getränke verbessert wird, insbesondere 
durch die Aufnahme von Informationen über gemäßigten und 
verantwortungsvollen Konsum und die Einführung der verpflichtenden Angabe 
der Zutatenliste und der Nährwertinformationen in Anlehnung an Europas Plan 
gegen den Krebs, insbesondere in Bezug auf Empfehlungen zu alkoholischen 
Getränken;

21. stellt fest, dass eine ungesunde Ernährung, die häufig durch einen hohen Gehalt an 
Zucker und Salz, gesättigten Fettsäuren und Transfettsäuren und ballaststoffarmen 
Lebensmitteln gekennzeichnet ist, einer der Hauptrisikofaktoren für nicht übertragbare 
Krankheiten ist, darunter Adipositas, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Erkrankungen des 
Mund- und Rachenraums, Krebs, Diabetes, Erkrankungen der Nieren, Leber und 
Bauchspeicheldrüse sowie andere Magen-Darm-Erkrankungen49; hebt hervor, dass einer 
gesunden Ernährung ein hoher Stellenwert für die Verhinderung und Verringerung des 
Auftretens und des erneuten Auftretens nicht übertragbarer Krankheiten zukommt und 
dass das individuelle Risiko durch eine Ernährung mit einem angemessenen Verhältnis 
von Kohlenhydraten, Ballaststoffen, Fetten, Protein, Vitaminen und Mineralstoffen, 
einschließlich mehr Gemüse, frischem Obst, Vollkornprodukten und Hülsenfrüchten, 

49 WHO-Regionalbüro für den östlichen Mittelmeerraum: „Noncommunicable diseases“ (Nicht übertragbare 
Krankheiten).

https://www.emro.who.int/noncommunicable-diseases/causes/unhealthy-diets.html
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verringert werden kann; nimmt zur Kenntnis, dass Adipositas für mehrere nicht 
übertragbare Krankheiten als Risikofaktor gilt und selbst als nicht übertragbare 
Krankheit anerkannt wird; unterstreicht die wesentliche Rolle eines gesunden 
Lebensmittelumfelds bei der Prävention nicht übertragbarer Krankheiten; fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 

a. die Verbraucher dazu zu ermutigen und dabei zu unterstützen, fundierte und 
gesunde Entscheidungen in Bezug auf Lebensmittel zu treffen, damit sie in der 
Lage sind, sich gesund, abwechslungsreich und ausgewogen zu ernähren; 
Verhaltensänderungen durch Kommunikations- und Massenmedienkampagnen 
zugunsten einer gesunden Ernährung zu fördern; eine Politik der öffentlichen 
Lebensmittelbeschaffung und der zugehörigen Dienstleistungen zugunsten einer 
gesunden, nachhaltigen und stärker pflanzenbasierten Ernährung zu fördern; 
ermutigt die Mitgliedstaaten, die Kennzeichnung von Lebensmitteln in Erwägung 
zu ziehen, um die Verbraucher über Lebensmittel zu informieren;

b. eine umfassende Strategie zur Bekämpfung von Essstörungen durch 
Ressourcenzuweisungen, Datenerhebung, Präventionskampagnen sowie 
Unterstützungssysteme und die Koordinierung mit bestehenden Stellen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten umzusetzen;

c. einen neuen, umfassenden und integrierten EU-Aktionsplan zu Adipositas im 
Kindesalter mit Richtwerten, Indikatoren und Mechanismen zur Überwachung 
und Sicherstellung der Ergebnisse vorzuschlagen; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Adipositas aktiv zu bekämpfen, indem sie gesunde Ernährung und Sport 
zugänglich machen, indem sie die Bürgerinnen und Bürger nicht nur aufklären 
und dazu anregen, gute Entscheidungen zu treffen, sondern indem sie auch 
integrierte Programme in die medizinische Grundversorgung aufnehmen, mit 
denen den Patienten, die unter Adipositas leiden, beim gesunden Abnehmen 
geholfen wird; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Forschung 
und Innovation im Zusammenhang mit Adipositas zu unterstützen, um den 
Einfluss u. a. genetischer Faktoren, der menschlichen Mikrobenflora oder der 
psychischen Verfassung auf das Körpergewicht zu verstehen und die wirksamsten 
Interventionsmöglichkeiten zu ermitteln;

d. im Rahmen der gemeinsamen Anstrengungen zur Bekämpfung der Belastung 
durch nicht übertragbare Krankheiten die WHO-Leitlinien für eine gesunde 
Ernährung anzunehmen;

e. die Verfügbarkeit, Erschwinglichkeit und Zugänglichkeit der Ernährungsvorsorge 
durch Diätassistenten und Ernährungsberater zu verbessern;

f. Verhaltensänderungen durch Kommunikations- und Medienkampagnen zugunsten 
einer gesunden Ernährung zu fördern und eine Politik der öffentlichen 
Lebensmittelbeschaffung und der zugehörigen Dienstleistungen zugunsten einer 
gesunden und nachhaltigen Ernährung zu unterstützen;

g. sich mit dem Vorhandensein krebserzeugender Schadstoffe in Lebensmitteln zu 
befassen; fordert die Kommission nachdrücklich auf, rasch 
Regulierungsvorschläge vorzulegen;
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22. fordert die Kommission auf, den einzelnen Forderungen des Europäischen Parlaments 
in seiner Entschließung vom 16. Januar 2019 im Hinblick auf eine Verbesserung der 
Zulassungsverfahren der EU für Pestizide nachzukommen;

23. betont die Rolle körperlicher Aktivität bei der Prävention nicht übertragbarer 
Krankheiten und der Gesundheitsförderung auf Bevölkerungsebene für alle wichtigen 
nicht übertragbaren Krankheiten und begrüßt die Initiative „HealthyLifestyle4All50“ der 
Kommission; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, körperliche Aktivität 
und sportliche Betätigung in der Stadtplanung als zugängliche und überall verfügbare 
Möglichkeit zur Verringerung der Risikofaktoren für nicht übertragbare Krankheiten zu 
fördern, Aufklärungskampagnen zu organisieren, um nicht übertragbaren Krankheiten 
vorzubeugen und sportliche Betätigung in Schulen stärker zu fördern; stellt fest, dass 
die Förderung einer gesunden Lebensweise in der Bevölkerung nicht ausreicht, um die 
Belastung durch nicht übertragbare Krankheiten zu bewältigen, und dass Prävention 
zwar eine wesentliche Rolle dabei spielt, die Inzidenz vieler Arten von nicht 
übertragbaren Krankheiten zu verringern, die Sekundärprävention für ein optimales 
Management chronischer Krankheiten jedoch entscheidend ist und dazu beiträgt, das 
Risiko von Komplikationen, Begleiterkrankungen und Todesfällen zu verhindern; 

24. hebt die Rolle der Gesundheitserziehung bei der Prävention nicht übertragbarer 
Krankheiten hervor und ermutigt die Kommission und die Mitgliedstaaten, die 
Gesundheitserziehung zu fördern und sie in allen Bildungseinrichtungen der Primär- 
und Sekundärstufe als Pflichtfach einzuführen;

25. hebt hervor, dass es eine direkte Verknüpfung zwischen Umweltfaktoren und 
zahlreichen nicht übertragbaren Krankheiten gibt; weist darauf hin, dass Menschen vor 
einer Exposition gegenüber Umweltgefahren geschützt werden müssen, sowohl im 
Alltag als auch in ihrem Arbeitsumfeld; unterstreicht, dass es notwendig ist, das 
Konzept „Eine Gesundheit“ durchgängig zu berücksichtigen, um die Gesundheit der 
Menschen besser zu schützen; ist der Ansicht, dass der europäische Grüne Deal und die 
Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ durch die Verringerung der Luft-, Lebensmittel-, 
Wasser- und Bodenverunreinigung sowie der Chemikalienexposition von 
entscheidender Bedeutung für die Prävention nicht übertragbarer Krankheiten in der EU 
ist; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Einsatz von Pestiziden zu 
verringern; fordert, dass Forschungsarbeiten zur Verwendung und Ausarbeitung von 
Produkten wie Arzneimitteln und nachhaltigen Pflanzenschutzmitteln durchgeführt 
werden, die für die Umwelt sicherer sind; spricht sich dafür aus, im Einklang mit den 
Zielen der Arzneimittelstrategie für Europa effiziente Abfallbeseitigungsmechanismen 
einzuführen, mit denen Umweltverschmutzung vermieden wird; betont, dass zu den 
vorbeugenden Maßnahmen gegen chronische Atemwegserkrankungen neben der 
Tabakentwöhnung auch die Vermeidung der Belastung durch Feinstaub, Staub, 
gefährliche Chemikalien, Gase, wie etwa Radon, gefährliche Stoffe, wie etwa Asbest, 
und andere Schadstoffe in Innenräumen gehört; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, einen EU-Plan zur Beseitigung von Asbest anzunehmen;

26. weist auf die Ambitionen des Parlaments in Bezug auf die Luftqualitätsnormen der EU, 
wie sie in erster Lesung zur Neufassung der Richtlinie über Luftqualität und saubere 

50 Europäische Kommission: „Sport“.

https://sport.ec.europa.eu/initiatives/healthylifestyle4all
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Luft für Europa51 angenommen wurden, insbesondere im Hinblick auf die vollständige 
Angleichung an die Luftqualitätsleitlinien der WHO; 

27. nimmt zur Kenntnis, dass einige Behandlungen nicht übertragbarer Krankheiten 
Auswirkungen auf die Umwelt haben können, und hebt hervor, dass eine frühzeitige 
Prävention und Erkennung von nicht übertragbaren Krankheiten diese Auswirkungen 
deutlich reduzieren können; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 
Maßnahmen umzusetzen, um den ökologischen Fußabdruck des Gesundheitssektors zu 
verringern und den Übergang zu einer nachhaltigen Gesundheitsversorgung zu 
beschleunigen, ohne die Wirksamkeit und die Qualität der Behandlungen für Patienten 
zu beeinträchtigen;

28. weist darauf hin, dass Sonnenstrahlung unsichtbare ultraviolette Strahlung (UV-
Strahlung) enthält, durch die Hautkrebs verursacht werden kann; befürwortet, dass der 
Schutz vor der Exposition gegenüber UV-Strahlung auf EU-Ebene verstärkt wird, 
insbesondere durch Rechtsvorschriften für die Sicherheit am Arbeitsplatz von im Freien 
tätigen Personen;

29. weist darauf hin, dass das Internationale Krebsforschungszentrum im Jahr 2011 
hochfrequente elektromagnetische Felder als möglicherweise krebserregend für den 
Menschen eingestuft hat, und zwar auf der Grundlage eines erhöhten Gliomrisikos im 
Zusammenhang mit der Nutzung von Mobiltelefonen; nimmt zur Kenntnis, dass weitere 
Studien erforderlich sind, um solche einhergehenden Risiken nachzuweisen;

30. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Übergang zu nachhaltigen 
Energie- und Verkehrssektoren zu beschleunigen und für eine Umstellung auf eine 
nachhaltige Landwirtschaft und nachhaltige Lebensmittelsysteme zu sorgen;

31. betont, wie wichtig die Prävention nicht übertragbarer Krankheiten und ein frühzeitiges 
Eingreifen sind; nimmt zur Kenntnis, dass viele nicht übertragbare Krankheiten ihren 
Ursprung in den frühen Lebensjahren haben52 und dass es wichtig ist, in Strategien und 
Programme zu investieren, mit denen die Gesundheit von Müttern und bei Kindern ein 
gesundes Wachstum und eine gesunde Entwicklung bereits ab dem Säuglingsalter und 
im frühen Kindesalter gefördert werden; 

32. betont, dass einige per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) zu 
schwerwiegenden Gesundheitsproblemen wie Adipositas, Diabetes53 und Krebs54 
führen können; fordert die Kommission auf, dringend den am 13. Januar 2023 der 
Europäischen Chemikalienagentur vorgelegten Vorschlag zur Beschränkung von 
PFAS55 gemäß einem risikobasierten Ansatz umzusetzen; 

51 Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und 
saubere Luft für Europa (ABl. L 152 vom 11.6.2008, S. 1). 2022/0347(COD).
52 UNICEF: „Non-communicable diseases“ (Nicht übertragbare Krankheiten), Dezember 2023.
53 Clinical Trials Arena: „High exposure to PFAS more than doubles risk of developing diabetes in women“ 
(Hohe Belastung durch PFAS erhöht das Diabetes-Risiko bei Frauen um mehr als das Doppelte), April 2022.
54 Europäische Umweltagentur: „What are PFAS and how are they dangerous for my health?“ (Was sind PFAS 
und wie gefährlich sind sie für meine Gesundheit?).
55 Europäische Chemikalienagentur: „ECHA publishes PFAS restriction proposal“ (Die ECHA veröffentlicht 
einen Vorschlag zur Beschränkung von PFAS), 2023.

https://data.unicef.org/topic/child-health/noncommunicable-diseases/
https://www.clinicaltrialsarena.com/comment/high-exposure-pfas-diabetes-women/
https://www.eea.europa.eu/help/faq/what-are-pfas-and-how
https://echa.europa.eu/da/-/echa-publishes-pfas-restriction-proposal
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33. weist erneut darauf hin, dass die Exposition gegenüber Chemikalien mit mehreren nicht 
übertragbaren Krankheiten verbunden ist; unterstützt daher die in der 
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit und im Null-Schadstoff-Aktionsplan 
vorgesehenen Maßnahmen zur Verringerung der Exposition der Bürgerinnen und 
Bürger gegenüber schädlichen chemischen Erzeugnissen wie karzinogenen, 
fortpflanzungsgefährdenden, erbgutverändernden Stoffen und endokrinen Disruptoren 
über alle verschiedenen Expositionspfade; betont, dass die Gesundheit am Arbeitsplatz 
für alle Arbeitnehmer in der EU sichergestellt werden muss;

34. bedauert die langsame Umsetzung der Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit und 
fordert insbesondere erneut eine Überarbeitung der REACH-Verordnung56, die auch im 
Einklang mit den Grundsätzen der besseren Rechtsetzung erfolgen soll, um alle 
bedenklichen Stoffe identifizieren zu können, die in der EU hergestellt oder in die EU 
eingeführt werden; fordert die Kommission auf, sich bei der Überarbeitung der 
einschlägigen Rechtsvorschriften über Konsumgüter, wie der Verordnung (EG) 
Nr. 1935/2004 über Materialien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen57, und der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische 
Mittel58, mit den Chemikalien zu befassen, die sich negativ auf die Gesundheit der 
Bürger auswirken, um sicherzustellen, dass Konsumgüter im Einklang mit der 
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit keine krebserregenden oder das endokrine 
System beeinträchtigenden Chemikalien enthalten; unterstützt uneingeschränkt den 
Vorschlag der Kommission, die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen59 zu ändern, um neue 
Gefahrenklassen unter anderem für endokrine Disruptoren, einschließlich mutmaßlicher 
endokriner Disruptoren, einzuführen und die Informationsanforderungen in allen 
einschlägigen Rechtsvorschriften zu aktualisieren, damit ihre Identifizierung möglich 
wird;

35. fordert die EUA auf, gemeinsam mit der Europäischen Chemikalienagentur einen 
Bericht über Chemikalien in der Umwelt in Europa auszuarbeiten; weist darauf hin, 
dass im Bericht der systemische Charakter schädlicher Chemikalien für die Umwelt und 
die menschliche Gesundheit bewertet werden sollte, wobei der Schwerpunkt auf 
krebserzeugende, mutagene und/oder reproduktionstoxische Chemikalien sowie auf 
Chemikalien mit endokriner Wirkung innerhalb der europäischen Produktions- und 
Verbrauchssysteme, ihre Verwendung in Produkten, ihr Vorkommen in der Umwelt in 

56 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer 
Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 
76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der 
Kommission, ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1.
57 Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über 
Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen und zur 
Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 89/109/EWG, ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4.
58 Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über 
kosmetische Mittel (Neufassung), ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 59.
59 Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der 
Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006, ABl. L 353 
vom 31.12.2008, S. 1.
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Europa und die Schädigung der menschlichen Gesundheit, insbesondere in Bezug auf 
nicht übertragbare Krankheiten, zu legen ist;

36. weist darauf hin, dass in der Mitteilung der Kommission mit dem Titel 
„Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit – Für eine schadstofffreie Umwelt“ 
hervorgehoben wurde, dass Arbeitnehmer vor diesen Stoffen geschützt werden müssen; 
fordert die Kommission auf, eine Ausweitung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 
2004/37/EG60 auf endokrine Disruptoren zu bewerten; begrüßt den Ansatz „Vision 
Null“ für arbeitsbedingte Todesfälle im strategischen Rahmen der EU für Gesundheit 
und Sicherheit am Arbeitsplatz für den Zeitraum 2021-2027; bedauert jedoch, dass die 
Zahl der Stoffe, auf die sich die Strategie bezieht, begrenzt ist;

37. stellt fest, dass bei der derzeitigen Arbeitsmethode jedes Jahr nur fünf Stoffe dem 
Ausschuss für Risikobeurteilung der Europäischen Chemikalienagentur vorgelegt 
werden; spricht sich dafür aus, dass kontinuierlich neue Stoffe, bei denen der Verdacht 
besteht, dass sie krebserregend, erbgutverändernd und/oder reproduktionstoxisch sind, 
untersucht und erforscht, Arbeitsplatzgrenzwerte für chemische Arbeitsstoffe, für die es 
noch keine entsprechenden Werte gibt, festgelegt und regelmäßig Überprüfungen 
durchgeführt werden, wenn dies angesichts jüngster wissenschaftlicher Daten und 
technischer Entwicklungen erforderlich wird; fordert die Kommission auf, ihre Ziele 
höherzustecken und hierfür die Richtlinie 2004/37/EG über den Schutz der 
Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit 
regelmäßig zu aktualisieren; fordert die Kommission auf, nach Konsultation des 
Beratenden Ausschusses für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz ihren 
Aktionsplan zu überarbeiten, um Arbeitsplatzgrenzwerte für weitere Stoffe, 
Stoffgruppen oder bei Verfahren erzeugte Stoffe bis 2024 festzulegen; betont in diesem 
Zusammenhang, dass die Kommission die Kapazitäten für die Überprüfung von 
Arbeitsplatzgrenzwerten und die Aufnahme neuer Arbeitsplatzgrenzwerte erhöhen 
muss;

38. fordert ausreichende öffentliche Mittel und klare und verhältnismäßige Anreize für 
private Investitionen in die wissenschaftliche Erforschung des Zusammenhangs 
zwischen übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten, zumal es nicht gelungen 
ist, die Systematisierung wissenschaftlicher Daten über diese Zusammenhänge 
sicherzustellen und Prävention, Frühdiagnosen, Impfungen bzw. die Behandlung 
übertragbarer Krankheiten zu fördern, die nicht übertragbare Krankheiten zur Folge 
haben;

39. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, zusammenzuarbeiten, um die Ziele 
der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung in Bezug auf übertragbare 
Krankheiten zu erreichen, damit die Prävention nicht übertragbarer Krankheiten wie 
Krebs im Zusammenhang mit Infektionskrankheiten gefördert wird; begrüßt in diesem 
Zusammenhang Impfprogramme, beispielsweise zur Bekämpfung der Übertragung des 
Humanen Papilloma-Virus (HPV); fordert die Mitgliedstaaten auf, geschlechtsneutrale 
HPV-Impfungen in ihre Impfprogramme aufzunehmen; betont, dass koordinierte 
Maßnahmen gegen krebserregende Viren wie das HPV und das Hepatitis-B-Virus 

60 Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über den Schutz der 
Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit, ABl. L 158 vom 30.4.2004, 
S. 50.
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(HBV) erforderlich sind, um deren Übertragung zu verhindern; betont, dass eine 
stärkere Harmonisierung der HPV- und HBV-Impfungen in den nationalen Programmen 
der Mitgliedstaaten erforderlich ist, wobei die Bereitstellung von Informationen über 
Impfungen sichergestellt und der gleichberechtigte Zugang für schutzbedürftige und 
gefährdete Erwachsene gefördert werden muss; spricht sich für die regelmäßige 
Überwachung der derzeitigen HPV- und HBV-Impfungen auf der Ebene der EU aus, 
bei der ein Nachverfolgungssystem verwendet wird, das mit dem vom Europäischen 
Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC) entwickelten 
System zur Ermittlung des Stands der Impfungen gegen COVID-19 vergleichbar ist, 
wodurch auch die Mitgliedstaaten ermutigt werden, bewährte Verfahren zu übernehmen 
und die Dynamik aufrechtzuerhalten;

40. fordert, dass mit den Mitgliedstaaten und internationalen Organisationen bei der 
Bekämpfung der Auswirkungen von Fehlinformationen über Impfungen und beim 
Vorgehen gegen Impfskepsis zusammengearbeitet wird; empfiehlt eine verstärkte 
Anwendung des Verhaltenskodex der EU für den Bereich der Desinformation, 
insbesondere im Hinblick auf Fehlinformationen zu Impfstoffen;

41. betont, dass die Gesundheitskompetenz in Bezug auf Risiken und Faktoren nicht 
übertragbarer Krankheiten sowie die damit verbundene digitale Kompetenz gefördert 
werden müssen, um Bildungsinstrumente für die Prävention zu entwickeln; fordert, dass 
benachteiligten, schutzbedürftigen, sozial ausgegrenzten und marginalisierten 
Menschen besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird; unterstreicht, dass spezifische 
Sensibilisierungskampagnen für Gruppen mit besonderen Gesundheitskompetenzen von 
grundlegender Bedeutung sind; fordert, dass die Umsetzung von 
Präventionsprogrammen inklusiv gestaltet wird, indem Regionen und Gemeinden, 
Bürger, die Sozialpartner, die Zivilgesellschaft und Patientenorganisationen in alle 
Phasen des Entscheidungsprozesses einbezogen werden;

Zusammenhang zwischen übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten

42. stellt fest, dass übertragbare Krankheiten nicht übertragbare, chronische Folgen haben 
können; hebt hervor, dass während der COVID-19-Pandemie Mehrfacherkrankungen, 
darunter HIV-Infektionen, Diabetes, Bluthochdruck, Krebserkrankungen und 
chronische Atemwegserkrankungen, ein besonderer Risikofaktor waren; ist der 
Auffassung, dass isolierte Gesundheitsprogramme für Menschen, die bereits an nicht 
übertragbaren Krankheiten leiden, nicht hilfreich gewesen sind; betont, dass 
spezialisierte Behandlungen in die Grundversorgung und die nationalen 
Gesundheitssysteme integriert werden sollten, um auf künftige Pandemien und ihre 
chronischen Folgen vorbereitet zu sein; hebt die wechselseitige Beziehung zwischen 
übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten hervor, die sich während der 
COVID-19-Pandemie insbesondere in Ländern mit einer hohen HIV/Aids-Prävalenz 
gezeigt hat;

43. unterstützt weitere Forschungsarbeiten zur Entwicklung von Impfstoffen und 
innovativen Behandlungsoptionen gegen andere Viren wie das Hepatitis-C-Virus und 
HIV als Risikofaktoren für nicht übertragbare Krankheiten; ist der Ansicht, dass in der 
Zwischenzeit umfassend therapeutische Lösungen eingesetzt werden sollten, um das 
Ziel der WHO, Hepatitis C bis 2030 auszumerzen, zu erreichen; ist der Ansicht, dass ein 
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umfassender politischer Einsatz und eine starke Partnerschaft und Zusammenarbeit 
zwischen den Behörden und allen Betroffenen erforderlich sind, um das Ziel der WHO, 
die HIV/Aids-Epidemie bis 2030 zu beenden, zu erreichen, auch was Europa betrifft; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Unterstützung zu intensivieren, damit alle Bürger, 
auch anfällige Gemeinschaften mit höherem Risiko, getestet und diagnostiziert werden 
können und schnell Zugang zu den besten innovativen Pflegeoptionen haben und diesen 
beibehalten können; legt den Mitgliedstaaten nahe, in hochwirksame innovative 
kombinierte Präventionskonzepte zu investieren und diese zu fördern, da sie ein 
wichtiges zusätzliches Instrument zur Beendigung der HIV-Epidemie in Europa 
darstellen; stellt fest, dass Menschen mit HIV/Aids einem erheblichen Risiko ausgesetzt 
sind, an Long COVID zu erkranken (die Wahrscheinlichkeit ist um das Vierfache 
erhöht);

44. betont, dass zunehmend postakute Infektionssyndrome (PAIS) im Anschluss an eine 
COVID-19-Infektion auftreten, die in diesem Fall auch als Long COVID bezeichnet 
werden; stellt fest, dass PAIS auch nach anderen bakteriellen, viralen und parasitären 
Infektionen auftreten, zu denen unter anderem Mononukleose, Lyme-Krankheit, Ebola, 
Poliomyelitis und Influenza gehören; betont, dass ein Zusammenhang zwischen der 
Pathogenese postakuter Infektionssyndrome und der myalgischen 
Enzephalomyelitis/dem chronischen Erschöpfungssyndrom (ME/CFS) besteht; ist 
besorgt, dass im Rahmen der Strategie für globale Gesundheit 2022 weder auf postakute 
Folgeerkrankungen einer SARS-CoV-2-Infektion noch auf postakute 
Infektionssyndrome allgemein eingegangen wird, obwohl bereits 65 Millionen 
Menschen von Long COVID betroffen sind und die Gefahr von Neuinfizierungen und 
künftigen Pandemien besteht; fordert die EU auf, eine PAIS-Strategie zu entwickeln;

45. weist darauf hin, dass im Rahmen der globalen Gesundheitssicherheit nicht nur der 
unmittelbaren Bedrohung durch Infektionskrankheiten Rechnung getragen, sondern 
auch mit chronischen langfristigen Folgeerkrankungen umgegangen werden muss; stellt 
fest, dass die Wechselwirkungen zwischen übertragbaren und nicht übertragbaren 
Krankheiten komplex und häufig durch gemeinsame Risikofaktoren bedingt sind; ist der 
Ansicht, dass das Nebeneinander nicht übertragbarer Krankheiten und übertragbarer 
Krankheiten zu einer erhöhten Morbidität führt, insbesondere in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen;

46. weist erneut darauf hin, dass die Finanzierung neuer Forschungsarbeiten und Studien 
und die Sicherstellung der Systematisierung und Untersuchung umfassender 
epidemiologischer, statistischer und anderer wissenschaftlicher Daten über nicht 
übertragbare Krankheiten und deren Wechselwirkung mit übertragbaren Krankheiten 
neue Erkenntnisse über die Ursachen verschiedener nicht übertragbarer Krankheiten 
liefern können, unter anderem durch die Definition neuer Verhaltens- und 
Umweltrisiken;

Ermittlung stark gefährdeter Bevölkerungsgruppen und frühzeitige Diagnose nicht 
übertragbarer Krankheiten

47. weist darauf hin, dass bei vielen Menschen in Europa, die unter nicht übertragbaren 
Krankheiten leiden, keine Diagnose erstellt wurde und ihre Krankheit unbemerkt 
verläuft, sodass sie nicht rechtzeitig angemessen behandelt wird; betont daher, dass es 
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wichtig ist, Menschen, bei denen ein hohes Risiko besteht, dass sie an einer nicht 
übertragbaren Krankheit erkranken, so früh wie möglich zu identifizieren und eine 
Diagnose zu stellen, etwa durch die Durchführung von Früherkennungsprogrammen 
und Gesundheitskontrollen auf der Ebene der Primärversorgung, wobei der 
Schwerpunkt auf der Förderung kohärenter und effizienter Behandlungskonzepte liegen 
sollte, um das Krankheitsmanagement zu verbessern, Komplikationen vorzubeugen und 
nachgelagerte Kosten für die Gesundheitssysteme einzusparen, insbesondere was 
gefährdete Personen betrifft; betont in diesem Zusammenhang, dass es wichtig ist, für 
Kinder und Jugendliche zu sorgen, auch im Hinblick auf ihre psychische Gesundheit;

48. fordert die Kommission auf, Beispiele für bewährte Verfahren in Bezug auf 
Vorsorgeuntersuchungen und die Früherkennung von nicht übertragbaren Krankheiten 
zu sammeln; begrüßt die aktualisierte Empfehlung des Rates zur Krebsvorsorge und 
fordert die Mitgliedstaaten auf, sie sorgfältig umzusetzen;

49. fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten bei der Überprüfung ihrer nationalen 
Modelle der Gesundheitsversorgung zu unterstützen, wobei der Schwerpunkt auf den 
Systemen der Primärversorgung, die auf Prävention ausgerichtet sind, und der 
Weiterbildung von Fachkräften in der Primärversorgung liegen sollte;

50. begrüßt Europas Plan gegen den Krebs; betont, dass die Früherkennung wichtig ist, und 
dass 25 Mitgliedstaaten in ihren nationalen Krebsbekämpfungsplänen 2020 Programme 
für das Screening der Bevölkerung gegen Brustkrebs, 22 Mitgliedstaaten Programme 
für das Screening gegen Gebärmutterhalskrebs und 20 Mitgliedstaaten Programme für 
das Screening gegen Darmkrebs aufgenommen haben61; begrüßt die Empfehlung des 
Rates aus dem Jahr 2022 zur Stärkung der Prävention durch Früherkennung: Ein neuer 
EU-Ansatz für das Krebsscreening; begrüßt die in Europas Plan gegen den Krebs 
angekündigte Einrichtung eines EU-Netzwerks, in dem die anerkannten nationalen 
onkologischen Spitzenzentren (Referenzzentren) aller Mitgliedstaaten verbunden sind 
und mit dem die EU-weite Verbreitung qualitätsgesicherter Diagnose- und 
Behandlungsmethoden sowie hoher Standards bei Ausbildung, Forschung und 
klinischen Prüfungen erleichtert werden soll; 

51. fordert eine ganzheitliche und systemische Sicht auf nicht übertragbare Krankheiten, bei 
der die miteinander verknüpften Herausforderungen berücksichtigt werden, mit denen 
Hochrisikogruppen konfrontiert sind, etwa ein eingeschränkter Zugang zu Bildung, 
Grünflächen, gesunden Lebensmitteln, Möglichkeiten körperlicher Betätigung, 
Gesundheitseinrichtungen, angemessener Luftqualität und geeignetem Wohnraum;

52. fordert die Mitgliedstaaten auf, insbesondere in Grenzregionen und abgelegenen 
Gebieten zusammenzuarbeiten, um die sozialen und geografischen Ungleichheiten bei 
den Dienstleistungen in Bezug auf die Frühdiagnose nicht übertragbarer Krankheiten zu 
verringern; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Öffentlichkeit regelmäßig über das 
Risiko nicht übertragbarer Krankheiten und über die Notwendigkeit regelmäßiger 
Kontrollen und Untersuchungen zu informieren, um diese Krankheiten möglichst 
frühzeitig zu diagnostizieren;

53. betont, dass durch Prävention und einen geeigneten Umgang mit nicht übertragbaren 

61 Kommission, Europas Plan gegen den Krebs, S. 14.

https://health.ec.europa.eu/system/files/2021-02/eu_cancer-plan_de_0.pdf
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Krankheiten dazu beigetragen werden kann, die Belastung der Gesundheitssysteme 
durch nicht übertragbare Krankheiten zu verringern und ihre Resilienz gegenüber 
Gesundheitskrisen zu stärken;

54. legt den Mitgliedstaaten nahe, den Zugang zu Sozial- und Gesundheitsdiensten für 
schutzbedürftige Bevölkerungsgruppen zu verbessern; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
die Unterschiede in der Gesundheitsversorgung anzugehen, die auf Verwaltungshürden, 
sozioökonomische Faktoren sowie sprachliche und kulturelle Herausforderungen 
zurückgehen; fordert die Mitgliedstaaten auf, nicht diagnostizierte nicht übertragbare 
Krankheiten zu reduzieren, indem sie gezielte Gesundheitskontrollen für Personen, bei 
denen ein hohes Risiko besteht, unter anderem durch die Förderung von Selbsttests, wo 
dies angemessen ist und von öffentlichen Gesundheitsbehörden empfohlen wird, 
einführen und die wichtigsten gemeinsamen Stoffwechselrisikofaktoren wie 
Bluthochdruck, hoher Blutzucker, hoher BMI und hoher Cholesterinspiegel angehen; 
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Entwicklung und den Einsatz 
zugänglicher, erschwinglicher und neuartiger Instrumente zur Diagnose nicht 
übertragbarer Krankheiten in gefährdeten Bevölkerungsgruppen zu fördern;

55. fordert die Mitgliedstaaten auf, einen zeitnahen Zugang zu hochwertiger Versorgung 
sicherzustellen und die Selbstbehandlung von Patienten mit nicht übertragbaren 
Krankheiten zu unterstützen; fordert die Umsetzung zugänglicher und angemessener 
Instrumente der Selbstbehandlung, einschließlich Peer-Support-Netzwerken, 
kollaborativer Betreuungsplattformen und Dienstleistungen im Bereich der psychischen 
Gesundheit, wobei Faktoren wie dem Zugang zu digitalen Diensten und Technologien 
Rechnung zu tragen ist;

56. weist darauf hin, dass Personen, die an nicht übertragbaren Krankheiten leiden, mit 
erhöhter Wahrscheinlichkeit auch von anderen Krankheiten betroffen sind; weist darauf 
hin, dass einige nicht übertragbare Krankheiten eng miteinander verknüpft sind, 
beispielsweise Diabetes, Erkrankungen des Mund- und Rachenraums, 
Nierenerkrankungen, Adipositas, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs und 
Depressionen, und dass durch die Wechselwirkungen zwischen diesen Erkrankungen 
die jeweilige Morbidität und Mortalität verschlimmert werden; stellt fest, dass es 
wichtige Synergieeffekte gibt, die durch die Verbesserung der Diagnose, der 
Früherkennung, der Vorsorge und der integrierten Versorgung62 in Zusammenspiel mit 
sozialen und kommunalen Diensten vor Ort erzielt werden können, da die 
gesundheitlichen und sozialen Bedürfnisse häufig miteinander verwoben sind; 

57. fordert die Mitgliedstaaten auf, den physischen und psychischen Auswirkungen nicht 
übertragbarer Krankheiten und ihrer Behandlung, einschließlich der 
Schmerzbehandlung sowie des Zugangs von Patienten und Pflegekräften zu 
psychologischer Unterstützung, Palliativversorgung und unterstützender Pflege, in ihren 
nationalen Gesundheitsplänen größere Aufmerksamkeit zu widmen;

58. betont, dass funktionierende, effiziente, zugängliche und angemessen finanzierte 
öffentliche Gesundheitssysteme in allen Mitgliedstaaten für die Bekämpfung nicht 
übertragbarer Krankheiten von entscheidender Bedeutung sind; betont, dass ein 
gleichberechtigter Zugang zu Primärversorgung und Gesundheitsdienstleistungen 

62 Kommission, „Healthier together – EU non-communicable diseases initiative“, 2022.

https://health.ec.europa.eu/system/files/2022-06/eu-ncd-initiative_publication_en_0.pdf
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sichergestellt werden muss; betont, dass die regionalen Unterschiede beim Zugang zu 
medizinischer Grundversorgung, Vorsorgeprogrammen sowie Langzeitpflege und -
behandlung angegangen werden müssen, indem eine gerechte Verfügbarkeit von 
hochwertigen Behandlungen nicht übertragbarer Krankheiten in den verschiedenen 
geografischen Gebieten innerhalb der Mitgliedstaaten angestrebt wird; fordert die 
Kommission auf, in Erwägung zu ziehen, Empfehlungen zu Standards für 
Gesundheitsdienstleistungen vorzulegen, wobei den Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten für die Festlegung ihrer eigenen Gesundheitspolitik und für die 
Verwaltung, Organisation und Finanzierung ihrer Gesundheitssysteme Rechnung zu 
tragen ist;

Verbesserung der Gesundheitsversorgung bei nicht übertragbaren Krankheiten

59. betont, dass Angehörigen der Gesundheitsberufe, Patientenorganisationen und dem 
Dritten Sektor insgesamt bei der Überweisung von Patienten zu frühzeitigen 
Diagnosetests und der Behandlung nicht übertragbarer Krankheiten eine wichtige Rolle 
zukommt; fordert die Mitgliedstaaten auf, einen kontinuierlichen Zugang der Patienten 
zur Primär- und Sekundärversorgung sicherzustellen und interprofessionelle 
Schulungen für Angehörige der Gesundheitsberufe anzubieten, damit sie Personen, bei 
denen ein hohes Risiko besteht, besser erkennen und nicht übertragbare Krankheiten 
besser verhüten, feststellen und behandeln können;

60. hebt hervor, dass wissenschaftlich anerkannte und von den Gesundheitsbehörden 
zugelassene ganzheitlich orientierte medizinische Behandlungen für die 
Begleitsymptome von Vorteil sein können, unter denen die Patienten verschiedener 
Krankheiten, wie zum Beispiel Krebs, leiden; betont, dass es wichtig ist, einen 
ganzheitlichen, integrativen und patientenzentrierten Ansatz zu entwickeln und 
gegebenenfalls den ergänzenden Einsatz entsprechender Therapien unter Aufsicht von 
Angehörigen der Gesundheitsberufe zu fördern;

61. betont, dass eine personenzentrierte, kontinuierliche und vollständig integrierte 
Versorgung über den gesamten Behandlungs- und Pflegepfad bei chronischen 
Krankheiten hinweg eingeführt werden muss und die Versorgung innerhalb des 
gewohnten Lebensbereichs und die vorrangige Versorgung gestärkt werden müssen, 
wobei der Schwerpunkt auf nicht übertragbaren Krankheiten liegen sollte, die den 
Zugang zu einer fachgebiets- und versorgungsstufenübergreifenden Versorgung 
erfordern; fordert die Mitgliedstaaten auf, zu diesem Zweck ihre nationalen Modelle der 
Gesundheitsversorgung zu überprüfen und gegebenenfalls zu verbessern; begrüßt den 
„patientenzentrierten“ Ansatz, der im Rahmen von Europas Plan gegen den Krebs 
vorgesehen ist, und insbesondere die Leitinitiative im Rahmen des Programms 
EU4Health 2021-2027 zur Entwicklung eines Passes für Krebsüberlebende in Form 
einer mobilen Anwendung, mit dem die Gesundheit und das Wohlbefinden von 
Krebsüberlebenden in ganz Europa verbessert werden sollen;

62. betont, dass eine zugängliche und kosteneffiziente Gesundheitsversorgung wichtig ist, 
damit begrenzte Ressourcen optimal genutzt und für die Patienten bereitgestellt werden, 
die sie am dringendsten benötigen;

63. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Zusammenarbeit mit Patientenorganisationen und 
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Menschen, die mit nicht übertragbaren Krankheiten leben, in die Aktivitäten und 
Initiativen im Zusammenhang mit der Gestaltung und Umsetzung von Maßnahmen in 
den Bereichen Prävention und Versorgung aufzunehmen;

64. hebt die wichtige Rolle öffentlicher Apotheken hervor, da sie bei der Behandlung von 
nicht übertragbaren Krankheiten kontinuierlich grundlegende Dienstleistungen 
erbringen und die Öffentlichkeit laufend mit Informationen versorgen; betont, dass 
Apotheker eine zuverlässige und vertrauenswürdige Informationsquelle sind; schlägt 
vor, dass Apotheker eine aktivere Rolle bei Pharmakovigilanz-Tätigkeiten spielen 
sollten, um die Wirksamkeit von Arzneimitteln zu bewerten und zu überwachen, und 
fordert die Mitgliedstaaten auf, sie bei ihren Gesundheits-, Pflege- und 
Forschungsprogrammen einzubeziehen; fordert, dass Apotheken in ländlichen Gebieten 
eine größere Anerkennung entgegengebracht wird, zumal sie es diesen Gebieten 
ermöglichen, ihre Bevölkerung vor Ort zu halten und das Wohlergehen der Bürger 
sicherzustellen;

65. betont, dass bei Strategien und politischen Maßnahmen zur Bekämpfung nicht 
übertragbarer Krankheiten die grundlegende Bedeutung von Angehörigen der 
Gesundheitsberufe berücksichtigt werden muss; betont, dass das Problem des 
Fachkräftemangels im Gesundheitswesen in der EU eine der strategischen Prioritäten 
darstellen sollte, die mithilfe von Maßnahmen und Unterstützung in angemessener Höhe 
in Angriff genommen werden müssen; ist besorgt über den beispiellosen 
Personalmangel im Gesundheitswesen in der EU und fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, als Reaktion darauf vor Ort Unterstützung zu leisten; fordert die 
Kommission auf, eine Studie über den derzeitigen Stand und die Auswirkungen des 
Fachkräftemangels im Gesundheitswesen in der EU zu erstellen; betont, dass es keine 
funktionierenden und effizienten Gesundheitssysteme geben kann, wenn nicht genügend 
Personal mit der erforderlichen Ausbildung und den erforderlichen Qualifikationen zur 
Verfügung steht; betont, wie wichtig es ist, digitale Dienste wirksam zu nutzen, um die 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben beim Gesundheits- und 
Pflegepersonal in der EU voranzubringen;

66. ist davon überzeugt, dass jeder Patient anders ist und dass keine nicht übertragbare 
Krankheit gleich verläuft; fordert, dass nicht übertragbare Krankheiten so wirksam wie 
möglich verhindert und behandelt werden, und zwar mit einem personalisierten, 
integrierten und evidenzbasierten Ansatz, der auf den jeweiligen Patienten und dessen 
Krankheit zugeschnitten ist; legt den Mitgliedstaaten nahe, der Schulung von 
Angehörigen der Gesundheitsberufe Vorrang einzuräumen, damit es ihnen möglich 
wird, Patienten zu unterstützen, indem diese stärker in ihre eigene Behandlung 
einbezogen werden, und die Therapieadhärenz zu verbessern;

67. stellt fest, dass nicht übertragbare Krankheiten erhebliche negative Auswirkungen auf 
die psychische Gesundheit haben können, und betont, dass eine integrierte 
Gesundheitsversorgung für die betroffenen Patienten erforderlich ist; betont, dass 
negative Stereotypen im Zusammenhang mit bestimmten nicht übertragbaren 
Krankheiten bei der Gesundheitsversorgung und Prävention kontraproduktiv sein 
können; ist der Auffassung, dass bei nicht übertragbaren Krankheiten jeder Patient auf 
andere Hindernisse in Bezug auf die Therapieadhärenz stößt; fordert die Mitgliedstaaten 
auf, den Angehörigen der Gesundheitsberufe verschiedene Fortbildungen in der 
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therapeutischen Aufklärung von Patienten anzubieten; legt den Mitgliedstaaten nahe, 
für Angehörige der Gesundheitsberufe Schulungen zu den sozialen und ökologischen 
Gesundheitsfaktoren und zur therapeutischen Aufklärung von Patienten sowie eine 
bereichsübergreifende Zusammenarbeit zu ermöglichen, die Diensteerbringung zu 
integrieren und dafür zu sorgen, dass sie über die erforderlichen Ressourcen verfügen, 
um ihren Patienten eine angemessene Beratung zu bieten; unterstreicht, dass laufende 
Schulungen von Angehörigen der Gesundheitsberufe wichtig sind, um diese bezüglich 
neuer Behandlungsmöglichkeiten auf dem neuesten Stand zu halten;

68. fordert, dass eine EU-Strategie angenommen wird, um die Auswirkungen 
schwerwiegender Gesundheitsgefahren auf Menschen, die von übertragbaren und nicht 
übertragbaren Krankheiten sowie von sonstigen Erkrankungen oder Beschwerden 
betroffen sind, vorherzusehen und zu überwachen; schlägt vor, die Möglichkeit 
auszuloten, eine europäische Notfallreserve mit Spezialisten für nicht übertragbare 
Krankheiten einzurichten, die aus freiwilligen, geschulten und einsatzbereiten Experten 
für nicht übertragbare Krankheiten besteht, um in Krisenzeiten die Versorgung von 
Menschen, die an nicht übertragbaren Krankheiten leiden, in einem Mitgliedstaat oder 
Nachbarland sicherzustellen;

69. begrüßt nachdrücklich digitale Gesundheitslösungen wie die Telemedizin, die einen 
besseren Zugang zur Gesundheitsversorgung in ländlichen Gebieten ermöglichen und 
immungeschwächte Patienten, die an nicht übertragbaren Krankheiten leiden, vor einer 
Exposition gegenüber Infektionskrankheiten schützen kann; hebt hervor, dass digitale 
Gesundheitstechnologien und Telemedizin für die Behandlung und die Nachsorge bei 
vielen nicht übertragbaren Krankheiten von Nutzen sind;

70. legt nahe, dem ECDC in Anbetracht der anstehenden Überprüfung seines Mandats neue 
Aufgaben zu übertragen, auch die Überwachung der Auswirkungen schwerwiegender 
Gesundheitsgefahren auf nicht übertragbare Krankheiten von großer Tragweite, unter 
anderem auf psychische Störungen, und die Fortführung von Reihenuntersuchungen, 
Diagnosen, Überwachung, Behandlung und Versorgung im Gesundheitssystem in 
Abstimmung mit bestehenden Datensätzen, Werkzeugen und Registern zu bewerten;

71. fordert, dass es zwischen den Angehörigen der Gesundheitsberufe, Patienten, 
Überlebenden, Betreuungspersonen, Eltern und öffentlichen Stellen eine bessere 
Kommunikation im Hinblick auf die Wirksamkeit und Sicherheit von 
Gesundheitsmaßnahmen, insbesondere die Diagnose und Behandlung nicht 
übertragbarer Krankheiten, gibt und in Krisenzeiten mehr Öffentlichkeitskampagnen zur 
Prävention durchgeführt werden;

72. betont, dass es erforderlich ist, die wichtige Rolle der informellen Pflegepersonen 
anzuerkennen, sie in Gesundheits- und Versorgungsteams einzubinden und ihnen die 
Möglichkeit zu geben, mit Unterstützung von Angehörigen der Gesundheitsberufe 
fundierte Entscheidungen über die verfügbaren Unterstützungsmaßnahmen zu treffen; 
stellt fest, dass die COVID-19-Pandemie die entscheidende Rolle der informellen 
Pflegepersonen verstärkt hat, die einen Großteil der täglichen Versorgung von Patienten 
mit nicht übertragbaren Krankheiten übernehmen und denen es eindeutig an praktischer 
und politischer Unterstützung mangelt; weist auf den hohen Anteil an informellen 
Pflegepersonen in der Bevölkerung der EU und auf die Diskrepanzen bei der Art und 
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Weise hin, wie sie unterstützt und ihre Rechte in den einzelnen Mitgliedstaaten 
anerkannt werden;

73. hebt hervor, dass die COVID-19-Pandemie aufgrund von Verzögerungen und 
Störungen bei der Diagnose und Behandlung schwerwiegende Folgen für die 
Gesundheit von Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten hatte; hebt hervor, dass 
schwerwiegende Gesundheitsbedrohungen die Kapazitäten der Gesundheitssysteme 
stark unter Druck setzen können, was sich negativ auf die Bereitstellung von 
Gesundheitsversorgung für Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten, 
einschließlich der Kontinuität der Gesundheitsversorgung, auswirkt und die Behandlung 
von Patienten und Personen mit psychischen Problemen verzögert oder unterbricht63; 
betont, dass die Mitgliedstaaten die Auswirkungen von Notlagen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit auf die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten für andere 
Krankheiten und Erkrankungen antizipieren und überwachen müssen; betont, dass der 
verzögerte Zugang zu Versorgung verringerte Überlebenschancen, Komplikationen und 
eine weitere Verschlechterung der Lebensqualität der Patienten zur Folge hat; fordert 
die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, der Prävention nicht übertragbarer 
Krankheiten und dem Umgang damit Vorrang einzuräumen, da dies die 
Widerstandsfähigkeit der Gesundheitssysteme stärken und sie auf künftige 
Erschütterungen vorbereiten würde;

74. weist erneut darauf hin, dass trotz der Aufhebung der meisten Einschränkungen im 
Zusammenhang mit COVID-19 Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten bei einer 
COVID-19-Infektion nach wie vor einem höheren Risiko ausgesetzt sind; betont, dass 
diese Patienten im Alltag und insbesondere bei der Inanspruchnahme öffentlicher 
Gesundheitsdienste zur Behandlung und Versorgung geschützt werden müssen; betont, 
dass die neuen Varianten und die potenziellen Entwicklungen von COVID-19 und 
anderen übertragbaren Krankheiten, die sich auf Patienten mit nicht übertragbaren 
Krankheiten auswirken könnten, umfassend beobachtet werden müssen;

Stärkung der Handlungskompetenz der Patienten

75. weist darauf hin, dass die Stärkung der Handlungs- und Gesundheitskompetenz der 
Patienten für eine europäische Strategie gegen nicht übertragbare Krankheiten von 
entscheidender Bedeutung ist und dass bei der Prävention, der Verringerung 
verhaltensbezogener Risikofaktoren, der frühzeitigen Erkennung sowie der Behandlung 
und Pflege die Patienten im Mittelpunkt stehen sollten; spricht sich für die Förderung 
gut informierter Patienten aus, die aktiv in ihre eigene präventive Versorgung, die 
Verringerung verhaltensbezogener Risikofaktoren und die Behandlung einbezogen 
werden, und fordert eine therapeutische Schulung von Pflegepersonen und Patienten 
und deren Einbindung in die Behandlungsprogramme, auch in jene, die auf die 
Reduzierung von Risiken ausgerichtet sind; betont, dass Therapieadhärenz wichtig ist, 
um die Zahl der Krankenhausaufenthalte und die Mortalität zu senken und die Wirkung 
medizinischer Investitionen zu optimieren; fordert die Mitgliedstaaten auf, Angehörigen 
der Gesundheitsberufe Schulungen zur therapeutischen Aufklärung der Patienten 
anzubieten; empfiehlt den Mitgliedstaaten, Maßnahmen zur Verbesserung der 
Therapieadhärenz zu ergreifen, damit ein größerer gesundheitlicher Nutzen aus den 

63 Weltgesundheitsorganisation, „Invisible numbers: the true extent of NCDs and what to do about them“ 
(Dunkelziffer: das tatsächliche Ausmaß nicht übertragbarer Krankheiten und was dagegen zu tun ist), 2022.
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Investitionen in die Behandlung nicht übertragbarer Krankheiten gezogen werden kann;

76. fordert eine partizipative Entscheidungsfindung mit personalisierten und verständlichen 
evidenzbasierten Informationen für die Patienten und die Unterstützung solcher 
Initiativen und Maßnahmen zur Stärkung der Stellung von Patienten; stellt fest, dass bei 
einigen nicht übertragbaren Krankheiten die Stigmatisierung von Patienten im 
Gesundheitswesen nach wie vor eines der größten Hindernisse für die frühzeitige 
Diagnose und die Bereitstellung einer rechtzeitigen Versorgung und Behandlung ist, 
und dass diese Stigmatisierung angegangen und gemindert werden sollte; betont, dass 
die Ausrichtung auf den Patienten und die partizipative Entscheidungsfindung im 
Mittelpunkt von Entwicklungen im Bereich der Behandlung und Versorgung stehen 
müssen; spricht sich dafür aus, ein Konzept zu entwickeln, in dessen Rahmen gut 
informierte Patienten aktiv in ihre eigene Behandlung einbezogen werden;

77. weist darauf hin, dass der Schwerpunkt auf die Lebensqualität von Patienten mit nicht 
übertragbaren Krankheiten gelegt werden muss, deren Krankheiten nicht geheilt, aber 
möglicherweise stabilisiert werden können; hebt die Bedeutung spezifischer EU-
Empfehlungen zur Verbesserung der Lebensqualität von Patienten mit nicht 
übertragbaren Krankheiten hervor, unter anderem durch die Einbindung einer 
umfassenden unterstützenden psychischen Betreuung in eine umfassende 
Gesundheitsversorgung ab der Diagnose und während der gesamten Dauer der 
Krankheit, und durch die Gewährung des Zugangs zu spezialisierten 
Unterstützungszentren und -instrumenten zur Förderung anhaltender Behandlungen, 
beispielsweise indem umfangreiche Zentren für nicht übertragbare Krankheiten mit 
multidisziplinären Fachteams eingerichtet werden;

78. befürwortet moderne, unter anderem digitale, Lösungen für Patienten mit nicht 
übertragbaren Krankheiten; betont, dass solche Lösungen, etwa 
Telefonberatungsdienste oder mobile Anwendungen, die für Patienten und ihre 
Angehörigen zugänglich sind und dazu beitragen, unerlässliche Informationen über 
Verfahren, das Vorgehen im Falle der Entdeckung einer Krankheit sowie Behandlungen 
und Untersuchungstermine zu beschaffen, ein überaus nützliches Instrument sind, das 
den Behandlungsablauf vereinfacht und den Patienten das Leben erleichtert;

79. ist der Auffassung, dass regionale Ungleichheiten beim Zugang zu 
Gesundheitsversorgung angegangen werden müssen; betont, dass innovative Methoden 
in Betracht gezogen werden müssen, um den Zugang zu Gesundheitsversorgung zu 
verbessern, etwa durch mobile Kliniken, für Trauma geschulte Teams und gegenseitige 
Fürsprecher, sodass bei der Prävention und Behandlung nicht übertragbarer Krankheiten 
ein personalisierter und auf den Patienten ausgerichteter Ansatz gefördert wird;

80. betont, dass Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten in anderen Bereichen ihres 
täglichen Lebens nicht zusätzlich leiden sollten, da dies einer „doppelten Bestrafung“ 
gleichkäme; fordert daher, dass Richtlinien über Finanzdienstleistungen, wie die 
Richtlinie über Verbraucherkreditverträge64, auf gerechte Weise umgesetzt werden, 
ohne dass Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten und Überlebende derartiger 

64 Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 über 
Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates, ABl. L 133 vom 
22.5.2008, S. 66.



RR\1290825DE.docx 33/56 PE751.761v04-00

DE

Krankheiten diskriminiert werden;

81. empfiehlt den Mitgliedstaaten, zu berücksichtigen, dass die Familien und Angehörigen 
von Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten häufig erschöpft sind, weshalb 
diesen Familien und Angehörigen, vor allem den besonders schutzbedürftigen, während 
der gesamten Dauer einer Krankheit Hilfe bereitgestellt und im Todesfall Unterstützung 
gewährt werden sollte; fordert, dass Möglichkeiten für Ruhezeiten am Arbeitsplatz 
geschaffen werden; spricht sich ferner dafür aus, integrierte, angemessene und 
zugängliche Unterstützungsprogramme für Patienten mit nicht übertragbaren 
Krankheiten und ihre Familien zu entwickeln, bei denen Gesundheits-, Gemeinschafts- 
und Sozialdienste berücksichtigt werden;

82. hebt die zentrale Rolle informeller Pflegepersonen hervor, die den Großteil der 
Alltagspflege der von nicht übertragbaren Krankheiten betroffenen Patienten 
übernehmen und denen es an Unterstützung mangelt; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Schulungen und Programme für die therapeutische Pflege für Pflegepersonen 
einzurichten, mit denen Qualifikationen erlangt und deren Kompetenzen anerkannt 
werden können;

83. stellt fest, dass unabhängigen Patienten- und Pflegekräfteverbänden eine wichtige 
Funktion als Fürsprecher und Begleiter von Patienten sowie im Zusammenhang mit 
angebotenen Diensten für Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten und ihre 
Pflegepersonen, in Bezug auf den Aufbau von Gesundheitskompetenz, die 
Sensibilisierung und die laufende Unterstützung zukommt; fordert die Kommission und 
die Mitgliedstaaten auf, das Fachwissen und die formelle Beteiligung dieser Verbände 
sowie ihre Empfehlungen bei der Ausarbeitung von Strategien und Rechtsvorschriften 
zu nicht übertragbaren Krankheiten zu berücksichtigen;

Förderung von Innovation zur Beschleunigung der Entwicklung wirksamer, zugänglicher 
und erschwinglicher Technologien und Arzneimittel

84. begrüßt den Vorschlag der Kommission zum Maßnahmenpaket Arzneimittel; fordert, 
dass der europäische Arzneimittelmarkt gestärkt wird, um einen gleichberechtigten und 
erschwinglichen Zugang zu Arzneimitteln und innovativen Behandlungen, 
einschließlich personalisierter Arzneimittel, in der gesamten EU sicherzustellen, 
Arzneimittelengpässen entgegenzuwirken, das Problem der hohen Preise für innovative 
Technologien und Behandlungen zu überwinden, die Verwendung von Generika und 
Biosimilar-Arzneimitteln zu fördern, sicherzustellen, dass alle Patienten in der gesamten 
EU rechtzeitig und gleichberechtigt Zugang zu sicheren, wirksamen und 
erschwinglichen Arzneimitteln erhalten, und Hindernisse für grenzüberschreitende 
Geschäfte abzubauen und gleichzeitig die Anreize für Investitionen in Forschung und 
Innovation zu stärken; betont, dass unter anderem die Rechte des geistigen Eigentums 
und der gesetzlich vorgeschriebene Datenschutz Instrumente sind, um die 
Wettbewerbsfähigkeit in der EU zu bewahren, da sie Innovatoren dazu anregen, neue 
Produkte zu entwickeln und laufende Forschungsanstrengungen voranzutreiben; weist 
darauf hin, dass die Verwendung öffentlicher Mittel mit dem öffentlichen Interesse im 
Einklang stehen und Auflagen wie Transparenz, Rückverfolgbarkeit und Zugänglichkeit 
unterliegen muss; stellt fest, dass eine enge Definition des Begriffs „ungedeckter 
medizinischer Bedarf“ die Entwicklung wichtiger Therapien für Menschen, die mit 
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nicht übertragbaren Krankheiten leben, beeinträchtigen kann;

85. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für die Überarbeitung der Richtlinie 
89/105/EWG des Rates65 betreffend die Transparenz von Maßnahmen zur Regelung der 
Preisfestsetzung bei Arzneimitteln vorzulegen, um in allen Mitgliedstaaten für 
wirksame Kontrollen und Transparenz der Verfahren zu sorgen, mit denen der Preis und 
der Erstattungsbetrag von Arzneimitteln festgelegt werden, wobei vertrauliche 
Geschäftsinformationen und die Rechte des geistigen Eigentums zu achten sind;

86. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, zur Umsetzung der WHO-
Entschließung von 2019 zur Verbesserung der Transparenz der Märkte für Arzneimittel, 
Impfstoffe und andere Gesundheitsprodukte beizutragen;

87. begrüßt die Schaffung der wichtigen Vorhaben von gemeinsamem europäischen 
Interesse (Important Projects of Common European Interest – IPCEI) im Bereich 
Gesundheit zur Förderung von Innovationen und zur Verbesserung der Qualität und des 
Zugangs zu Gesundheitsversorgung für europäische Patienten; ist der Ansicht, dass die 
IPCEI im Bereich Gesundheit die Entwicklung innovativer und umweltfreundlicherer 
Technologien, Gen- und Zelltherapien im Zusammenhang mit antimikrobieller 
Resistenz und Innovationen bei strategischen Behandlungen erleichtern sollten;

88. fordert die Mitgliedstaaten auf, politische Hindernisse, die einer optimalen Behandlung 
nicht übertragbarer Krankheiten, einer verbesserten Einhaltung klinischer Leitlinien und 
der Verringerung des Risikos von Komplikationen entgegenstehen, zu ermitteln und zu 
beseitigen;

89. weist darauf hin, dass Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten von Engpässen bei 
Arzneimitteln betroffen sind und dass sich schwerwiegende Unterbrechungen bei der 
Bereitstellung ihrer Therapien sehr nachteilig auf die Patienten, ihre Pflegepersonen und 
ihre Familien auswirken; betont, dass Zusammenarbeit erforderlich ist, um Engpässe bei 
jedweden Arzneimitteln und bei jedweder medizinischen Ausrüstung, insbesondere bei 
Arzneimitteln gegen nicht übertragbare Krankheiten, einschließlich Engpässen bei 
preiswerten unentbehrlichen Arzneimitteln gegen nicht übertragbare Krankheiten, zu 
verhindern und zu bewältigen;

90. fordert die Kommission auf, zu beurteilen, ob ein Gesetz über kritische Arzneimittel zur 
Unterstützung der umweltschonenden und digitalen Herstellung von kritischen 
Arzneimitteln, pharmazeutischen Wirkstoffen und Zwischenprodukten in der EU 
benötigt wird, um die pharmazeutischen Versorgungsketten in der EU zu diversifizieren 
und die strategische Autonomie bei kritischen Arzneimitteln zu sichern, einhergehend 
mit der Überarbeitung der Arzneimittelgesetzgebung der EU;

91. fordert, dass die Lieferkette für Arzneimittel gestärkt und diversifiziert wird und dass 
Spannungen und Engpässe bei der Lieferung genau überwacht werden; betont, dass 
nachhaltige Vergabeverfahren für die Verhinderung von Arzneimittelengpässen äußerst 

65 Richtlinie 89/105/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 betreffend die Transparenz von Maßnahmen zur 
Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die 
staatlichen Krankenversicherungssysteme, ABl. L 40 vom 11.2.1989, S. 8.
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wichtig sind;

92. empfiehlt, dass weitere Investitionen in die Forschung und Entwicklung getätigt 
werden, um im öffentlichen Interesse liegende Ziele anzugehen, indem die Mittel des 
EU-Rahmenprogramms für Forschung und Innovation aufgestockt werden, um 
medizinische Produkte verfügbar zu machen; bekräftigt seinen in früheren 
Entschließungen66 vertretenen Standpunkt, dass gemeinsame Vergabeverfahren als 
Instrument dienen könnten, um Engpässen entgegenzuwirken und die Erschwinglichkeit 
von Behandlungen und den Zugang dazu auf EU-Ebene zu verbessern; weist darauf hin, 
dass Vereinbarungen über die gemeinsame Auftragsvergabe auf transparente und 
effiziente Weise sowie zeitnah getroffen werden sollten; betont in diesem 
Zusammenhang, dass klare und transparente Phasen für das Verfahren, den Umfang, die 
Ausschreibung, die Spezifikationen, die Fristen und die Formalitäten festgelegt werden 
sollten; 

93. begrüßt öffentlich-private Partnerschaften zur Stärkung der Innovation im 
Gesundheitswesen; hebt die European Health Innovation Collaborative hervor, in deren 
Rahmen Unternehmertum und Innovation im Gesundheitswesen angeregt und 
Wissenschaft, Forschung und Industrie zusammengebracht werden, um die 
Zusammenarbeit und Investitionen in Gesundheitstechnologien zu fördern; fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, öffentlich-private Partnerschaften zu fördern 
und zu beschleunigen; hebt das Potenzial des privaten Gesundheitssektors hervor, 
insbesondere in Bezug auf seine ergänzende Funktion im Bereich der Kontrolle von 
Krankheiten und der Gesundheitsversorgung;

94. betont, dass Innovationen zur Verbesserung der Erkennung, Diagnose und Behandlung 
nicht übertragbarer Krankheiten sowie des Umgangs damit wichtig sind, und hebt 
hervor, dass die Entwicklung hochwertiger medizinischer Technologien die klinischen 
und verfahrenstechnischen Ergebnisse sowie die Lebensqualität von Menschen, die mit 
nicht übertragbaren Krankheiten leben, verbessert hat;

95. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein europäisches 
Infrastrukturzentrum für die Arzneimittelforschung und -entwicklung zu schaffen, das 
auf der Grundlage der von der Wissenschaftsgemeinde und den Gesundheitsbehörden 
festgelegten Prioritäten arbeitet, um Arzneimittel zu erforschen, zu entwickeln und 
herzustellen, die für die Gesundheitsversorgung von strategischer Bedeutung sind, und 
die EU dadurch bei der Überwindung von Marktversagen zu unterstützen, wobei der 
Schwerpunkt auf der Verbesserung der Behandlung und Versorgung in Bezug auf nicht 
übertragbare Krankheiten gelegt werden sollte;

96. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Möglichkeit zu prüfen, ein 
oder mehrere europäische Pharmaunternehmen ohne Erwerbszweck ins Leben zu rufen, 
die im allgemeinen Interesse tätig sind und in Ermangelung einer bestehenden 

66 Entschließungen des Europäischen Parlaments vom 12. Juli 2023 zu Erkenntnissen aus der COVID-19-
Pandemie und Empfehlungen für die Zukunft, P9_TA(2023)0282, vom 16. Februar 2022 zu der Stärkung 
Europas im Kampf gegen Krebserkrankungen – auf dem Weg zu einer umfassenden und koordinierten Strategie, 
ABl. C 342, vom 6.9.2022, S. 109; vom 24. November 2021 zu einer Arzneimittelstrategie für Europa, ABl. 
C 224 vom 8.6.2022, S. 47, vom 17. September 2020 zu Engpässen bei Arzneimitteln und dem Umgang mit 
einem sich abzeichnenden Problem, ABl. C 385 vom 22.9.2021, S. 83.
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industriellen Produktion Arzneimittel herstellen können, die für die 
Gesundheitsversorgung von strategischer Bedeutung sind, um die 
Versorgungssicherheit zu ergänzen und sicherzustellen und eventuellen 
Arzneimittelengpässen im Falle eines Notstands vorzubeugen;

97. betont, dass es erforderlich ist, den Zugang zu vorhandenen Medizinprodukten 
sicherzustellen und die Unterstützung und die Investitionen im Zusammenhang mit dem 
ungedeckten medizinischen Bedarf sowie die Entwicklung innovativer 
Medizinprodukte, Arzneimittel, Gesundheitsdienste, Diagnose- und 
Behandlungslösungen und den möglichst raschen Zugang dazu zu stärken; betont, dass 
die Digitalisierung der nationalen Gesundheitsdienste unterstützt werden muss, um zu 
einer besseren Qualität, Effizienz und Zugänglichkeit für die Patienten, die diese 
benötigen, beizutragen; ist davon überzeugt, dass Technologien und die Digitalisierung 
zu einem neuen und besseren Umgang mit nicht übertragbaren Krankheiten und zu 
neuen und besseren Behandlungen sowie zu einer Verbesserung der Lebensqualität von 
Menschen, die mit nicht übertragbaren Krankheiten leben, führen können; stellt jedoch 
fest, dass die Einführung von Medizinprodukten im Rahmen der geltenden Verordnung 
über Medizinprodukte67 und der Verordnung über In-vitro-Diagnostika68 lange dauert, 
und begrüßt die Verschiebung der Anwendung bestimmter Bestimmungen; fordert die 
Kommission auf, den spezifischen Bedarf an Medizinprodukten für Kinder und gegen 
seltene Krankheiten zu bewerten und alle erforderlichen Änderungen der Gesetzgebung 
vorzuschlagen, um die kontinuierliche Versorgung der entsprechenden 
Patientengruppen sicherzustellen;

98. fordert die Mitgliedstaaten auf, kontinuierlich in Innovationen zur Bekämpfung nicht 
übertragbarer Krankheiten zu investieren; fordert, dass bei Strategien der digitalen 
Gesundheitsversorgung ein gerechter Ansatz einfließt; stellt in diesem Zusammenhang 
fest, dass die Qualität und Sicherheit von Technologien sichergestellt und 
Ungerechtigkeiten beim Zugang angegangen werden sollten;

99. stellt fest, dass der Einsatz von künstlicher Intelligenz, der auf Algorithmen beruhenden 
Analyse von Massendaten und anderer moderner Technologien bei der Diagnose nicht 
übertragbarer Krankheiten und der Entscheidungsfindung in den kommenden Jahren ein 
erhebliches Potenzial birgt; hebt hervor, dass die Kombination von realen Daten, 
mathematischer Modellierung, künstlicher Intelligenz und digitalen Instrumenten 
wesentlich dazu beitragen dürfte, innovative Behandlungen auf kosteneffizientere 
Weise zu entwickeln; fordert alle an der Umsetzung beteiligten Partner nachdrücklich 
auf, jederzeit die Grundsätze von Datenschutz und -sicherheit, Vertrauen, Transparenz, 
Patientenorientierung und Patientenbeteiligung zu beachten;

Aufklärung, Forschung und Wissensaustausch

100. ist der Ansicht, dass der Austausch über Fachwissen, Daten, Fortbildungsprogramme, 
Kommunikationsinstrumente und evidenzbasierte bewährte Verfahren zwischen den 
Mitgliedstaaten erforderlich ist, um wirksame Präventionsmaßnahmen und innovative 

67 Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über 
Medizinprodukte, ABl. L 117 vom 5.5.2017, S. 1.
68 Verordnung (EU) 2017/746 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über In-vitro-
Diagnostika, ABl. L 117 vom 5.5.2017, S. 176.
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Verfahren zu beschleunigen und den Umgang mit nicht übertragbaren Krankheiten, die 
Behandlungsqualität und die Gesundheitsergebnisse, auch mithilfe digitaler Lösungen, 
zu verbessern;

101. betont, dass hochwertige Daten und Erkenntnisse unerlässlich sind, um die Entwicklung 
evidenzbasierter und gezielter Strategien für eine verbesserte Gesundheit zu 
untermauern; stellt fest, dass durch die Verknüpfung von Gesundheitsdaten mit 
sozialen, wirtschaftlichen und umweltbezogenen Daten und die Stärkung bestimmter 
Elemente der Gesundheitsüberwachungssysteme, einschließlich der 
Gerechtigkeitselemente69, die Entwicklung evidenzbasierter und gezielter Strategien 
unterstützt wird; 

102. erachtet den künftigen Europäischen Raum für Gesundheitsdaten als ein Instrument, das 
dazu beitragen könnte, die zugrundeliegenden Daten für eine evidenzbasierte Politik im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit und die Gerechtigkeit im Gesundheitsbereich zu 
stärken; stellt fest, dass bei Bemühungen um Datenerhebung jede nicht übertragbare 
Krankheit mithilfe eines breiten Spektrums an gemeinsamen Indikatoren, wie 
Prävalenz, Inzidenz, Sterblichkeit, Gesundheitsbelastung und Gesundheitsökonomie, 
erfasst werden muss; ist der Auffassung, dass weitere Erhebungen wirtschaftlicher 
Daten auf nationaler Ebene benötigt werden, um ein besseres Verständnis der damit 
verbundenen Kosten und Belastungen in den Mitgliedstaaten zu erlangen;

103. empfiehlt den Mitgliedstaaten, Technologien für elektronische Gesundheitsdienste 
sowie Telemedizin- und Telebetreuungsdienste anzuwenden bzw. zu verbessern, um 
eine durchgängige stationäre und ambulante Behandlung und häusliche Pflege 
sicherzustellen; betont, dass Mittel für die Forschung im Rahmen von Horizont Europa 
verwendet werden könnten, um den Einsatz der Telemedizin zu unterstützen und bei der 
Erstellung evidenzbasierter Leitlinien Hilfestellung zu leisten; fordert Maßnahmen zur 
Sicherstellung des Zugangs zu Telemedizindiensten und stellt fest, dass durch 
finanzielle Unterstützung im Rahmen von Digitales Europa die digitale Kompetenz von 
Patienten und Angehörigen der Gesundheitsberufe erhöht werden könnte;

104. fordert die Kommission auf, soweit angemessen, EU-Partnerschaften zu nicht 
übertragbaren Krankheiten einzurichten; ist der Ansicht, dass im Rahmen derartiger 
Partnerschaften die Mitgliedstaaten und nationale Behörden zusammengebracht werden 
könnten, um Fahrpläne und innovative Vorschläge auszuarbeiten, mit denen das Ziel 
verfolgt wird, für wirksame und gezielte Maßnahmen gegen nicht übertragbare 
Krankheiten zu sorgen;

105. fordert die Kommission auf, ein europäisches Gesundheitswissenszentrum zu 
unterstützen, um die Erforschung nicht übertragbarer Krankheiten, einschließlich der 
Zusammenhänge zwischen übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten, und die 
Erhebung vergleichbarer, belastbarer Daten zu nicht übertragbaren Krankheiten auf EU-
Ebene zu verbessern, die Kosteneffizienz von Präventionsstrategien darzulegen und zu 
Investitionen in diesem Bereich anzuregen, wobei Synergieeffekte und die bestmögliche 
Nutzung des künftigen Europäischen Raums für Gesundheitsdaten sicherzustellen sind; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, sich in einschlägigen Foren über bewährte Verfahren in 
Bezug auf die Prävention und Behandlung nicht übertragbarer Krankheiten sowie den 

69 Kommission, „Healthier together – EU non-communicable diseases initiative“.

https://health.ec.europa.eu/system/files/2022-06/eu-ncd-initiative_publication_en_0.pdf,%20S.�59
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Umgang damit auszutauschen; betont, dass es weiterer Forschung zu 
Begleiterkrankungen nicht übertragbarer Krankheiten und zum Umgang damit bedarf; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, spezifische Datenregister für nicht übertragbare 
Krankheiten einzurichten, und stellt fest, dass offene Daten über diese Krankheiten 
benötigt werden;

106. begrüßt die Expertengruppe der Kommission zur öffentlichen Gesundheit und die 
Untergruppe zu nicht übertragbaren Krankheiten; fordert die Kommission auf, die 
Gruppe auf Experten aufseiten der Patienten auszuweiten; fordert die Kommission auf, 
ein europäisches Netzwerk für Fachwissen über die Prävention und Kontrolle von 
Begleiterkrankungen und Komplikationen nicht übertragbarer Krankheiten mit Experten 
aufseiten der Patienten einzurichten und dabei das Muster der Europäischen 
Referenznetzwerke als Grundlage zu verwenden;

107. stellt fest, dass der EU eine wichtige Rolle bei der Unterstützung der globalen 
Gesundheit zukommt, auch in Bezug auf die weltweite Zunahme nicht übertragbarer 
Krankheiten; fordert daher nachdrücklich, dass in die EU-Strategie für globale 
Gesundheit Ziele wie die Unterstützung der globalen Strategie der WHO zur weltweiten 
Ausmerzung des Gebärmutterhalskrebses, die mit dem Ziel der EU, HPV-Krebsarten 
auszurotten im Einklang steht, einbezogen werden;

°

° °

108. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Bei nicht übertragbaren Krankheiten handelt es sich um Krankheiten, die nicht von Mensch 
zu Mensch übertragen werden und die für 90 % aller Todesfälle in der EU verantwortlich 
sind1. Die Belastung durch nicht übertragbare Krankheiten wird aufgrund der 
gesundheitlichen Bedürfnisse der alternden Bevölkerung zunehmen und eine große 
Herausforderung für die europäischen Gesundheitssysteme und – aufgrund des 
Produktivitätsverlusts, der den Arbeitskräftemangel verstärken kann – für den Arbeitsmarkt 
darstellen. Wir müssen Maßnahmen ergreifen, um vorzeitige Todesfälle zu verhindern, die 
Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern und die Wettbewerbsfähigkeit der 
EU sicherzustellen.

Vorzeitige Todesfälle, also die unbedingte Wahrscheinlichkeit, im Alter zwischen 30 und 69 
Jahren aufgrund von Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs, Diabetes und chronischen 
Atemwegserkrankungen zu sterben, machen 68 % aller vorzeitigen Todesfälle in Europa aus. 

Durch eine verbesserte Gesundheitsförderung und Krankheitsprävention kann die Prävalenz 
nicht übertragbarer Krankheiten um 70 % gesenkt werden.2 Vermeidbare Faktoren wie 
Tabakkonsum, körperliche Inaktivität, schädlicher Alkoholkonsum, ungesunde Ernährung 
und Umweltfaktoren wie Luft-, Lebensmittel-, Wasser- und Bodenverunreinigung sowie 
Chemikalienexposition erhöhen das Risiko nicht übertragbarer Krankheiten. Daher ist es 
wichtig, stärkere Präventionsmaßnahmen zu fördern sowie schlechte Schlafgewohnheiten und 
schlechte Mundgesundheit als vermeidbare Faktoren anzuerkennen. 

Es ist wichtig, die Personen zu identifizieren, bei denen ein hohes Risiko einer Erkrankung an 
einer nicht übertragbaren Krankheit besteht, sowie die Personen so früh wie möglich

einer Diagnose zu unterziehen, um die Behandlung der Krankheit zu verbessern, 
Komplikationen vorzubeugen und Kosten für die Gesundheitssysteme einzusparen. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher angehalten werden, nicht diagnostizierte nicht übertragbare 
Krankheiten zu reduzieren, indem sie das Bewusstsein dafür schärfen und gezielte 
Gesundheitskontrollen für Personen, bei denen ein hohes Risiko besteht, einführen. Es ist 
auch wichtig, zu beachten, dass einige nicht übertragbare Krankheiten wie Diabetes und Herz-
Kreislauf-Erkrankungen eng miteinander verknüpft sind und dass durch die Verbesserung der 
Diagnose und der integrierten Versorgung wichtige Synergieeffekte erzielt werden können. 
Daher ist es wichtig, für verbesserte Daten und Forschung im Bereich nicht übertragbarer 
Krankheiten zu sorgen, insbesondere im Hinblick auf Begleiterkrankungen nicht 
übertragbarer Krankheiten und deren Behandlung, sowie die Fachkräfte der Primärversorgung 
darin zu schulen, Personen, bei denen ein hohes Risiko besteht, besser zu erkennen und nicht 
übertragbare Krankheiten zu behandeln. 

Darüber hinaus ist es sehr wichtig, die Anreize für Investitionen in Innovationen bei der 
Entwicklung von Technologien, Arzneimitteln und Verfahren zur gesundheitlichen 
Versorgung zu verstärken, die von entscheidender Bedeutung sind, um die Beseitigung oder 
Verringerung von durch vermeidbare Risikofaktoren verursachten Schäden sowie neue und 
bessere Behandlungen für nicht übertragbare Krankheiten sicherzustellen. Außerdem ist es 

1 https://www.who.int/europe/publications/i/item/WHO-EURO-2021-4479-44242-62494.
2 https://health.ec.europa.eu/system/files/2022-06/eu-ncd-initiative_publication_en_0.pdf: Seite 15.

https://www.who.int/europe/publications/i/item/WHO-EURO-2021-4479-44242-62494
https://health.ec.europa.eu/system/files/2022-06/eu-ncd-initiative_publication_en_0.pdf
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wichtig, das Wissen und den Austausch über bewährte Verfahren zwischen den 
Mitgliedstaaten zu verbessern, um wirksame Präventionsmaßnahmen und innovative 
Verfahren zu beschleunigen. Die Kommission sollte in diesem Zusammenhang EU-
Partnerschaften zu nicht übertragbaren Krankheiten einrichten.
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ANHANG: AUFLISTUNG DER EINRICHTUNGEN UND PERSONEN, VON DENEN 
DER BERICHTERSTATTER BEITRÄGE ERHALTEN HAT

Die folgende Liste wird unter der ausschließlichen Verantwortung des Berichterstatters erstellt. Der 

Berichterstatter hat bei der Vorbereitung [des Entwurfs eines Berichts / des Berichts bis zu dessen 

Annahme im Ausschuss] Beiträge von folgenden Einrichtungen oder Personen erhalten:

Einrichtungen 
und/oder Personen

Novo Nordisk A/S
Internationaler Diabetesverband – Europäische Region
Platform for Better Oral Health
The European Society of Intensive Care Medicine
Europäische Krebsorganisation
Europäischer Pharma-Verband
EUROCARE
The Health Policy Partnership
The Heart Failure Policy Network
European Hearth Network
European Heart Network
European Heart Network
Europäische Allianz gegen chronische Krankheiten
The European Brain Council

The European Brain Council

Insightec Ltd.
Haleon
Initiative „Nobody Left Outside“
Transforming Breast Cancer Together
Mental Health Europe
Europäische Allianz für öffentliche Gesundheit
Europäische Allianz gegen Thrombose und Hämostase
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22.9.2023

STELLUNGNAHME DES ENTWICKLUNGSAUSSCHUSSES

für den Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit

zu nicht übertragbaren Krankheiten
(2023/2075(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Karsten Lucke

VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, 
öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

– gestützt auf Artikel 208 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV), in dem es unter anderem heißt: „Bei der Durchführung politischer 
Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer auswirken können, trägt die Union 
den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit Rechnung“,

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments und der 
Kommission vom 30. Juni 2017 über den neuen Europäischen Konsens über die 
Entwicklungspolitik72,

– unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklung und auf die Ziele für nachhaltige Entwicklung,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Juni 2023 zur Umsetzung und 
Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung73,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. Juli 2023 zu Erkenntnissen aus der 
COVID-19-Pandemie und Empfehlungen für die Zukunft74,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. März 2023 zur Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung75,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. Oktober 2021 zu der Rolle der 

72 ABl. C 210 vom 30.6.2017, S. 1.
73 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0250.
74 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0282.
75 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0071.
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Entwicklungspolitik bei der Eindämmung des Verlusts an biologischer Vielfalt in 
Entwicklungsländern vor dem Hintergrund der Umsetzung der Agenda 203076,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. Oktober 2015 zur Ebola-Krise: 
langfristige Lektionen und Maßnahmen zur Stärkung der Gesundheitssysteme in 
Entwicklungsländern zur Vorbeugung zukünftiger Krisen77,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Mai 2021 zu dem Thema 
„Beschleunigung der Fortschritte und Bekämpfung von Ungleichheiten bei der 
Beseitigung von Aids als Bedrohung der öffentlichen Gesundheit bis 2030“78,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Entwicklungsausschusses zu dem Vorschlag 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 2022 
über die nachhaltige Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2021/2115 (COM(2022)0305),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. Juni 2023 zur Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit und der langfristigen Widerstandsfähigkeit der Landwirtschaft in 
der EU79,

– unter Hinweis auf den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 22. Juni 2022 über die nachhaltige Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/2115 
(COM(2022)0305),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. November 2022 mit dem 
Titel „EU-Strategie für globale Gesundheit – Bessere Gesundheit für alle in einer sich 
wandelnden Welt“ (COM(2022)0675),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel 
„Vom Hof auf den Tisch – eine Strategie für ein faires, gesundes und 
umweltfreundliches Lebensmittelsystem“ (COM(2020)0381),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem 
Titel „Der europäische Grüne Deal“ (COM(2019)0640),

– unter Hinweis auf die Resolution 68/300 der Vereinten Nationen vom 17. Juli 2014 mit 
dem Titel „Outcome Document of the High-level Meeting of the General Assembly on 
the comprehensive review and assessment of the progress achieved in the prevention 
and control of non-communicable diseases“ (Abschlussdokument der hochrangigen 
Tagung der Generalversammlung über die umfassende Überprüfung und Bewertung der 
Fortschritte bei der Prävention und Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten),

– unter Hinweis auf den globalen Aktionsplan 2013-2020 der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) vom 27. Mai 2013, der bis 2030 verlängert wurde,

76 ABl. C 132 vom 24.3.2022, S. 2.
77 ABl. C 355 vom 20.10.2017, S. 2.
78 ABl. C 15 vom 12.1.2022, S. 1.
79 Angenommene Texte, P9_TA(2023)0238.
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– unter Hinweis auf die Politische Erklärung 66/2 der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen vom 24. Januar 2012 zur Prävention und Bekämpfung nicht übertragbarer 
Krankheiten,

– unter Hinweis auf den Bericht der WHO vom 16. Februar 2023 mit dem Titel „A 
clinical case definition of post COVID-19 conditions in children and adolescents by 
expert consensus“ (Klinische Falldefinition von Post-COVID-19-Erkrankungen bei 
Kindern und Jugendlichen auf der Grundlage eines Sachverständigenkonsens),

– unter Hinweis auf den Bericht der WHO vom 6. Oktober 2021 mit dem Titel „A clinical 
case definition of post COVID-19 conditions by a Delphi consensus“ (Klinische 
Falldefinition einer Post-COVID-19-Erkrankung auf der Grundlage eines per Delphi-
Verfahren erzielten Konsens),

– unter Hinweis auf den Bericht 49/43 des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen 
für das Recht auf Nahrung, Michael Fakhri, vom 30. Dezember 2021 mit dem Titel 
„Seeds, right to life and farmers’ rights“ (Saatgut, Recht auf Leben und Rechte der 
Landwirte), 

– unter Hinweis auf den Bericht 46/33 des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen 
für das Recht auf Nahrung, Michael Fakhri, vom 24. Dezember 2020 mit dem Titel 
„Right to food“ (Recht auf Nahrung),

– unter Hinweis auf die Resolution 39/12 des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen 
vom 28. September 2018 über die Rechte von Kleinbauern und -bäuerinnen und 
anderen Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten,

– unter Hinweis auf die Resolution 61/295 der Vereinten Nationen vom 2. Oktober 2007 
über die Rechte der indigenen Völker,

A. in der Erwägung, dass das Recht auf das erreichbare Höchstmaß an körperlicher und 
geistiger Gesundheit ein Grundrecht ist, das mit den Bestimmungen nach Artikel 25 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte in Einklang steht; in der Erwägung, dass 
dieses Recht mehr als einem Fünftel der Weltbevölkerung vorenthalten wird; in der 
Erwägung, dass gemäß Artikel 35 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
bei der Festlegung und Durchführung der Politik und Maßnahmen der Union in allen 
Bereichen ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt werden muss; in der 
Erwägung, dass nicht übertragbare Krankheiten bzw. chronische Krankheiten jedes Jahr 
zum Tod von 41 Millionen Menschen führen und für 74 % aller Todesfälle weltweit 
verantwortlich sind; in der Erwägung, dass die Menschen im Globalen Süden 
unverhältnismäßig stark betroffen sind und Schätzungen der WHO zufolge in Ländern 
mit geringem oder mittlerem Einkommen (LMIC) 77 % aller vorzeitigen Todesfälle 
aufgrund von nicht übertragbaren Krankheiten zu verzeichnen sind; in der Erwägung, 
dass nicht übertragbare Krankheiten häufig mit einer durch eine chronische Krankheit 
bedingten Behinderung im Zusammenhang stehen; in der Erwägung, dass dem 
Nachhaltigkeitsziel 3 zufolge ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters 
sichergestellt und ihr Wohlergehen gefördert werden soll; in der Erwägung, dass mit 
Nachhaltigkeitsziel 3.4 betreffend nicht übertragbare Krankheiten und psychische 
Gesundheit, das mit den anderen Nachhaltigkeitszielen über das Ziel 3 hinaus im 
Zusammenhang steht, angestrebt wird, die vorzeitige Sterblichkeit infolge der vier 
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großen Cluster nicht übertragbarer Krankheiten – Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs, 
chronische Atemwegserkrankungen und Diabetes – um ein Drittel zu senken;

B. in der Erwägung, dass übertragbare Krankheiten nicht übertragbare, chronische Folgen 
haben können, weshalb der Zugang zur Diagnose, Behandlung und Versorgung bei 
nicht übertragbaren Krankheiten in Entwicklungsländern verbessert werden muss; in der 
Erwägung, dass während der COVID-19-Pandemie Mehrfacherkrankungen, darunter 
HIV-Infektionen, Diabetes, Bluthochdruck, Krebserkrankungen und chronische 
Atemwegserkrankungen, ein besonderer Risikofaktor waren; in der Erwägung, dass für 
Menschen, die bereits an nicht übertragbaren Krankheiten litten, isolierte 
Gesundheitsprogramme nicht hilfreich waren; in der Erwägung, dass spezialisierte 
Behandlungen in die medizinische Grundversorgung und die nationalen 
Gesundheitssysteme integriert werden sollten, um auf künftige Pandemien und die sich 
daraus ergebenden chronischen Leiden vorbereitet zu sein; in der Erwägung, dass 
Menschen mit HIV/Aids, insbesondere Menschen mit neurokognitiven 
Beeinträchtigungen, einem erheblichen (vierfach erhöhten) Risiko ausgesetzt sind, an 
Long COVID zu erkranken; in der Erwägung, dass im Rahmen der globalen 
Gesundheitssicherheit nicht nur der unmittelbaren Bedrohung durch 
Infektionskrankheiten Rechnung getragen, sondern auch chronischen langfristigen 
Erkrankungen, die sich in der Folge entwickelt haben, angegangen werden müssen; in 
der Erwägung, dass die Wechselwirkungen zwischen übertragbaren und nicht 
übertragbaren Krankheiten komplex sind und häufig durch gemeinsame Risikofaktoren 
bedingt sind; in der Erwägung, dass das Nebeneinander nicht übertragbarer Krankheiten 
und übertragbarer Krankheiten zu einer erhöhten Morbidität führt, insbesondere in 
Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen (LMIC);

C. in der Erwägung, dass die Entwicklungsländer bei der Finanzierung der 
Gesundheitsversorgung, insbesondere im Bereich nicht übertragbarer Krankheiten, mit 
erheblichen Sachzwängen zu kämpfen haben; in der Erwägung, dass postinfektiöse 
Krankheiten bzw. postakute Infektionssyndrome (PAIS), seit langer Zeit bekannt sind 
und im Anschluss an Erkrankungen wie Grippe, Ebola, Denguefieber, Poliomyelitis, 
Chikungunya-Fieber, Epstein-Barr-Virus (EBV) oder Mononukleose, Borreliose bzw. 
Lyme-Krankheit, Giardiasis oder Lambliasis chronische Behinderungen verursachen; in 
der Erwägung, dass alle PAIS ähnliche Symptomprofile aufweisen, obwohl sie von 
verschiedenen Infektionserregern verursacht werden; in der Erwägung, dass die 
Überschneidung der Symptome all dieser PAIS, insbesondere die Entwicklung von 
myalgischer Enzephalomyelitis/chronischem Erschöpfungssyndrom (ME/CFS), auf eine 
gemeinsame Pathogenese hindeuten; in der Erwägung, dass diesen zu wenig 
anerkannten und zu wenig erforschten chronischen Folgeerkrankungen mehr 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss und mehr Mittel für ihre Erforschung 
bereitgestellt werden müssen; in der Erwägung, dass auch Malaria zu postinfektiösen 
Krankheiten führt, die als chronisch entzündlicher Zustand mit Ähnlichkeiten mit 
ME/CFS beschrieben werden können; in der Erwägung, dass einige Patienten ein 
postneurologisches Malaria-Syndrom entwickeln; in der Erwägung, dass Zikafieber 
chronische Symptome verursacht, indem es in latenten Formen fortbesteht und 
postinfektiöse Erkrankungen verursacht; in der Erwägung, dass PAIS seit der COVID-
19-Pandemie noch mehr an Bedeutung gewonnen haben, da Long COVID bzw. die 
Post-Covid-19-Erkrankung (PASC) eine postinfektiöse Krankheit ist, von der weltweit 
mindestens 65 Millionen Menschen betroffen sind; in der Erwägung, dass eine 
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beträchtliche Zahl von Long-COVID-Patienten auch ME/CFS entwickeln und 
Ähnlichkeiten mit anderen PAIS-Patienten aufweisen; in der Erwägung, dass Long 
COVID allein eine erhebliche zusätzliche Belastung für die globalen 
Gesundheitssysteme und die nationalen Volkswirtschaften bedeutet; in der Erwägung, 
dass in der EU-Strategie für globale Gesundheit von 2022 weder auf Long COVID noch 
PAIS im Allgemeinen eingegangen wird, obwohl PAIS mit hoher Wahrscheinlichkeit 
auch im Anschluss an künftige Pandemien auftreten werden; in der Erwägung, dass 
PAIS schon allein aufgrund der Gesamtprävalenz von ME/CFS – und mit Sicherheit 
nicht mehr seit Beginn der hohen Prävalenz von Long COVID – als seltene Krankheiten 
zählen können; in der Erwägung, dass sich die EU in der Entwicklungszusammenarbeit 
auf einen umfassenden und integrierten Ansatz konzentrieren sollte, mit dem die 
vielfältigen Risikofaktoren und Determinanten nicht übertragbarer Krankheiten in den 
Partnerländern angegangen werden, wobei auch soziale, wirtschaftliche und 
ökologische Faktoren berücksichtigt werden sollten, die für den jeweiligen spezifischen 
Kontext relevant sind; in der Erwägung, dass eine universelle Gesundheitsversorgung 
ein wichtiger Faktor für die Prävention und Behandlung nicht übertragbarer 
Krankheiten ist;

D. in der Erwägung, dass ein Zusammenhang zwischen nicht übertragbaren Krankheiten 
und Armut besteht, da diese Krankheiten Initiativen zur Armutsbekämpfung bremsen, 
indem sie den Anteil der Kosten erhöhen, den die Haushalte für die 
Gesundheitsversorgung aufbringen müssen; in der Erwägung, dass Behandlungen nicht 
übertragbarer Krankheiten in der Regel langfristig und möglicherweise schwer 
zugänglich sind und erhebliche Auswirkungen auf die betroffenen Privathaushalte 
haben können; in der Erwägung, dass nicht übertragbare Krankheiten nicht nur mit einer 
überhöhten Sterblichkeit zusammenhängen, sondern auch mit Morbidität, chronischen 
krankheitsbedingten Behinderungen und erhöhten sozioökonomischen Belastungen für 
Einzelpersonen und Familien, einschließlich Armut aufgrund von Kosten für 
langfristige Behandlung und Pflege und Produktivitätsverlusten, einhergehen; in der 
Erwägung, dass dies die Haushaltseinkommen erheblich bedroht und die 
Volkswirtschaften beeinträchtigt, sodass nicht übertragbare Krankheiten zu einem 
Mitfaktor für Armut und Hunger werden;

E. in der Erwägung, dass eine angemessene Vorsorge sowie eine angemessene Versorgung 
und Behandlung von Patienten mit nicht übertragbaren Krankheiten mit der 
Bewältigung zahlreicher Probleme, etwa eines unzureichenden Zugangs zu 
medizinischer Versorgung, zu Gesundheitseinrichtungen und zu Fachkräften im 
Gesundheitswesen einhergeht und die Beseitigung struktureller Defizite im 
Gesundheitswesen, insbesondere in Entwicklungsländern, erfordert; in der Erwägung, 
dass die COVID-19-Pandemie unzureichende Investitionen in das Personal im 
Gesundheitswesen aufgezeigt und veranschaulicht hat, wie unvorbereitete 
Gesundheitssysteme auf eine globale Gesundheitskrise reagieren; in der Erwägung, dass 
Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen (LMIC) ihre Gesundheitssysteme 
aufgrund ihrer Schwächen auf die Behandlung akuter Krankheiten ausrichten; in der 
Erwägung, dass es bei der Versorgung von Patienten daher häufig zu Lücken kommt, 
sei es bei der Diagnose, bei der Behandlung oder aufgrund einer mangelnden 
Einhaltung der Therapie; in der Erwägung, dass es in diesen Systemen häufig an 
Maßnahmen mangelt, die auf Vorsorge ausgerichtet sind; in der Erwägung, dass die 
COVID-19-Pandemie eine verstärkte Belastung für die psychische Gesundheit 
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bedeutete, vor allem bei jungen Menschen und solchen, die bereits psychisch krank 
waren;

F. in der Erwägung, dass die globalen Ziele für nachhaltige Entwicklung die Bekämpfung 
der Armut umfassen, was die Befriedigung grundlegender menschlicher Bedürfnisse in 
Bezug auf die Gesundheit, die Beseitigung des Hungers, einschließlich der Schaffung 
einer nachhaltigen Lebensmittelerzeugung, sowie Wohlbefinden umfasst und auch 
bessere und zugänglichere Gesundheitssysteme zur Erhöhung der Lebenserwartung 
einschließt; in der Erwägung, dass Ernährungssicherheit und Bildung den 
Gesundheitszustand im Bereich der nicht übertragbaren Krankheiten erheblich 
beeinflussen; in der Erwägung, dass nach Angaben der WHO der Klimawandel, die 
Luftverschmutzung und nicht übertragbare Krankheiten neben Infektionen und 
verhaltensbedingten Risikofaktoren, die mit sozioökonomischen Faktoren verknüpft 
sind, im Allgemeinen zu den größten Gefahren für die globale Gesundheit zählen, 
weshalb das Konzept „Eine Gesundheit“ zu einem zentralen Faktor bei der Vorbeugung 
und Bekämpfung von Gesundheitsrisiken werden muss;

1. ist sehr besorgt angesichts der hohen Prävalenz nicht übertragbarer Krankheiten als 
Ursache überhöhter Sterblichkeit und Morbidität; hebt hervor, dass nicht übertragbaren 
Krankheiten weltweit nicht die erforderliche Aufmerksamkeit erhalten und sie in 
Ländern mit geringem und mittlerem Einkommen (LMIC) besonders schwere 
Konsequenzen nach sich ziehen; betont, dass Gesundheit im Allgemeinen und die 
globale Gesundheitssicherheit von der Politik mehr beachtet werden und finanziell 
unterstützt werden müssen, wobei besonderes Augenmerk auf nicht übertragbaren 
Krankheiten zu legen ist, insbesondere da mit weiteren Pandemien zu rechnen ist, die 
postinfektiöse chronische Krankheiten nach sich ziehen; fordert die EU auf, aktiv mit 
der WHO und anderen einschlägigen internationalen Organisationen 
zusammenzuarbeiten und in dieser Angelegenheit auf internationaler Ebene aktiv zu 
werden, um für ein angemessenes und koordiniertes Vorgehen zu sorgen; fordert die 
Kommission auf, weiterhin die Mitgliedstaaten bei ihren Bemühungen zur Erreichung 
der neun freiwilligen Ziele der Vereinten Nationen und der WHO bis 2025 sowie des 
Ziels 3.4 für nachhaltige Entwicklung zu unterstützen, mit dem die Frühsterblichkeit 
aufgrund von nichtübertragbaren Krankheiten bis 2030 um ein Drittel reduziert sowie 
auch die psychische Gesundheit und Wohlergehen gefördert werden sollen;

2. begrüßt die Strategie für globale Gesundheit der Kommission aus dem Jahr 2022 mit 
dem Titel „Bessere Gesundheit für alle in einer sich wandelnden Welt“ und weist 
insbesondere auf das Leitprinzip 2 hin, mit dem ein umfassender Ansatz verfolgt wird, 
der einen gleichberechtigten Zugang zu Gesundheitsdiensten, Krankheitsprävention, 
erschwingliche hochwertige Behandlung, Rehabilitation und Palliativversorgung bis hin 
zur Bekämpfung übertragbarer und nicht übertragbarer Krankheiten vorsieht; stellt fest, 
dass nur mit einem einheitlichen und integrierten Konzept die Belastung durch nicht 
übertragbare Krankheiten reduziert werden kann; hebt hervor, dass allein durch 
Gesundheitsversorgung und Krankheitsprävention bis zu 70 % der Fälle von nicht 
übertragbaren Krankheiten verringert werden können;

3. weist auf die wechselseitige Beziehung zwischen übertragbaren Krankheiten und nicht 
übertragbaren Krankheiten hin, der sich während der COVID-19-Pandemie 
insbesondere in Ländern mit einer hohen HIV/Aids-Prävalenz gezeigt hat; fordert die 
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Kommission auf, bislang isolierte Programme in die medizinische Grundversorgung 
einzubinden, wie es im Bericht des Projekts „NCD Countdown 2030“ aus dem Jahr 
2022 vorgeschlagen wurde80; betont daher, dass interdisziplinäre Gesundheitszentren 
einen enormen Stellwert haben und ein entsprechender Bedarf besteht; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, die Entwicklungsländer bei ihren Bemühungen im Bereich 
der Forschung und Datenerhebung zu unterstützen, sodass die Prävalenz nicht 
übertragbarer Krankheiten und die sie bedingenden Risikofaktoren in verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen sowie die Auswirkungen auf dieselben besser verstanden werden 
und Entscheidungen auf der Grundlage von Fakten getroffen und gezielte Maßnahmen 
konzipiert werden können; betont, dass Lösungen für besonders gefährdete und 
marginalisierte Bevölkerungsgruppen, die nur über begrenzte Mittel verfügen, 
konzipiert und ausgeweitet werden müssen;

4. betont, dass zunehmend PAIS im Anschluss an eine COVID-19-Infektion auftreten, die 
in diesem Fall auch als Long COVID bezeichnet werden; stellt fest, dass PAIS auch 
nach anderen bakteriellen, viralen und parasitären Infektionen auftreten, zu denen unter 
anderem Mononukleose, Lyme-Krankheit, Ebola, Poliomyelitis und Influenza gehören; 
weist erneut darauf hin, dass die Pathogenese von PAIS mit ME/CFS in Verbindung 
steht; ist besorgt, dass im Rahmen der Strategie für globale Gesundheit 2022 weder auf 
die Post-COVID-19-Erkrankung noch auf PAIS allgemein eingegangen wird, obwohl 
bereits 65 Millionen Menschen an Long COVID leiden und die Gefahr von 
Neuinfizierungen und künftigen Pandemien besteht; fordert die EU auf der Grundlage 
von Erkenntnissen aus der COVID-19-Pandemie auf, PAIS zu einer Priorität zu machen 
und eine Strategie der EU für PAIS auszuarbeiten, die mit Europas Plan gegen den 
Krebs und der EU-Strategie für psychische Gesundheit vergleichbar ist, und die 
Strategie für PAIS auf die globale Gesundheitssicherheit auszuweiten, einschließlich der 
Umsetzung der Strategie für globale Gesundheit;

5. betont, dass die menschlichen und finanziellen Kosten von nicht übertragbaren 
Krankheiten voraussichtlich steigen werden, weil Menschen, die daran leiden, auch 
häufiger von anderen Krankheiten betroffen sind; fordert die WHO auf, mehr 
Finanzmittel in Forschung und Entwicklung von Impfstoffen und Medikamenten für 
nicht übertragbare Krankheiten vorzusehen und einen leichteren Zugang zu bezahlbaren 
unentbehrlichen Arzneimitteln sicherzustellen; weist darauf hin, dass die Mittel des 
Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale 
Zusammenarbeit – Europa in der Welt auch im Gesundheitswesen eingesetzt werden 
können; fordert die EU nachdrücklich auf, Programme zur Bekämpfung chronischer 
und schwerer nicht übertragbarer Krankheiten einzurichten und sicherzustellen, dass 
unentbehrliche Arzneimittel, Technologien und Diagnoseverfahren an 
Bezirkskrankenhäusern sowohl verfügbar als auch zugänglich sind;

6. betont, dass technologische und organisatorische Innovationen sowie eine dauerhafte 
koordinierte multilaterale Zusammenarbeit erforderlich sind; stellt fest, dass mit dem 
Leitprinzip 2 der Strategie für globale Gesundheit sichergestellt werden soll, dass 
innovative Impfstoffe, Behandlungen und Diagnostika für neue, verbreitete oder 
vernachlässigte Infektionskrankheiten und nicht übertragbare Krankheiten entwickelt 

80 „NCD Countdown 2030“ ist ein Gemeinschaftsprojekt der WHO, der NCD Alliance, des Imperial College und 
der Zeitschrift „The Lancet“. Im Rahmen des „NCD Countdown“ werden halbjährliche Berichte veröffentlicht.
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und eingesetzt werden, wozu auch Mittel aus dem Programm Horizont Europa und die 
Zusammenarbeit zwischen der EU und Afrika für globale Gesundheit im Rahmen der 
Partnerschaft Europas und der Entwicklungsländer im Bereich klinischer Studien 
(Gemeinsames Unternehmen „Global Health EDCTP3“) für die Forschung, den 
Kapazitätsaufbau und die Stärkung des Regelungsumfelds in Subsahara-Afrika genutzt 
werden können; fordert das Team Europa auf, diesen Ansatz umzusetzen, wobei der 
Schwerpunkt auf nicht übertragbaren Krankheiten liegen sollte;

7. weist auf die hohe Prävalenz von PAIS in den Ländern des Globalen Südens hin; 
fordert, dass Partnerschaften zur Zusammenarbeit im Bereich der pharmazeutischen 
Forschung und Innovation unterstützt und Netze, die dem Austausch von Daten und 
Forschungsergebnissen zu PAIS dienen, geschaffen werden und die Entwicklung 
medikamentöser Behandlungen sämtlicher PAIS gefördert wird; begrüßt langfristige 
Partnerschaften wie die zwischen dem Institut Pasteur in Dakar in Senegal und der 
Coalition for Epidemic Preparedness Innovation (CEPI) und fordert das Team Europa 
auf, solche Partnerschaften im Rahmen der Global-Gateway-Strategie auch im Hinblick 
auf nicht übertragbare Krankheiten und insbesondere PAIS zu ermöglichen; weist auf 
die Notwendigkeit hin, Wissen auszutauschen, Daten zu erheben, Untersuchungen zur 
Vorsorge und Früherkennung von Krankheiten durchzuführen und die Diagnostik und 
Behandlung zu planen; betont, dass durch innovative Geschäftsmodelle Anreize für 
Patienten und Gesundheitsdienstleister geschaffen werden können, damit sie an 
Präventionsprogrammen teilnehmen bzw. diese durchführen; fordert eine 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern in diesem Bereich; fordert außerdem 
dazu auf, in den Entwicklungsländern örtliche und öffentliche Produktionskapazitäten 
zur Herstellung von Arzneimitteln zu fördern;

8. weist darauf hin, dass Gesundheit eine notwendige Voraussetzung für die menschliche 
Entwicklung ist; betont, dass die Gesundheitssysteme in den Partnerländern gestärkt 
werden müssen und Unterstützung bei der Eingliederung von Programmen zur 
Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten in die modernen nationalen öffentlichen 
Gesundheitssysteme geleistet werden muss, unter anderem, indem in Programme zum 
Kapazitätsaufbau investiert wird, sodass die Fähigkeiten und das Wissen von 
Fachkräften im Gesundheitswesen, Forschern und Politikern im Hinblick auf die 
Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten ausgebaut werden; hebt hervor, dass vor 
allem die Aus- und Weiterbildung von Gesundheitsfachkräften in den 
Entwicklungsländern und insbesondere in den am wenigsten entwickelten Ländern 
(LDC) zur Gesundheitsförderung beitragen kann; fordert die EU daher auf, sich für 
Investitionen in die Gesundheitserziehung und in Fähigkeiten im gesundheitlichen 
Bereich in den Entwicklungsländern stark zu machen; 

9. weist erneut darauf hin, dass der Priorität 2 der EU-Strategie für globale Gesundheit 
zufolge die Gesundheitssysteme zu stärken sind und die universelle 
Gesundheitsversorgung zu fördern ist, weshalb zusätzliche öffentliche Mittel mobilisiert 
werden müssen und Vorsorge und Diagnostik besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden sollte, wobei diese Aspekte im Rahmen gemeinschaftszentrierter Konzepte eine 
Förderung erfahren können;

10. betont, dass Armut sowohl zu den Ursachen als auch zu den Folgen von langfristigen 
chronischen Krankheiten und Leiden sowie einer entsprechenden Stigmatisierung 
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gehört, wodurch Betroffenen Beschäftigungsmöglichkeiten entgehen und eine soziale 
Isolation bewirkt wird; betont daher, dass bei der Entwicklungshilfe im 
Gesundheitsbereich auf nicht übertragbare Krankheiten mehr Gewicht gelegt werden 
muss und horizontale Systeme der medizinischen Grundversorgung auf ausgewogen zur 
Absicherung gegen finanzielle Risiken unterstützt werden müssen; betont, dass die 
medizinische Grundversorgung für alle Menschen zugänglich und erschwinglich sein 
sollte, was auch die Verbesserung der Gesundheitsinfrastruktur und die Beseitigung von 
Beschränkungen des Zugangs zu Arzneimitteln und Impfstoffen voraussetzt; ist besorgt 
darüber, dass in gewinnorientiert arbeitende Krankenhäuser im Globalen Süden 
investiert wird, und fordert Team Europa auf, Schutzvorkehrungen zu erstellen, damit 
ein gleichberechtigter Zugang zur Gesundheitsversorgung sichergestellt ist, wenn EU-
Mittel für Entwicklungshilfe bereitgestellt werden; betont, dass die Förderung der 
medizinischen Grundversorgung nicht ausreichend ist, um die Behandlung nicht 
übertragbarer Krankheiten sicherzustellen, dass aber angesichts der hohen Prävalenz 
nicht übertragbarer Krankheiten mehr über sie aufgeklärt und das medizinische Personal 
besser im Hinblick auf diese Krankheiten geschult werden muss und ein größerer Anteil 
der Entwicklungshilfe für ihre Bekämpfung aufgewendet werden muss;

11. fordert, den Zugang zu wesentlichen Gesundheitsdiensten zu erleichtern und die globale 
Gesundheitspolitik in den Bereichen Frühwarnung, Prävention und Aufklärung zu 
stärken, und zwar im Einklang mit der Strategie für globale Gesundheit, die einem 
rechtebasierten Ansatz folgt, und mit dem Ziel der Verwirklichung der 
gesundheitsrelevanten Nachhaltigkeitsziele, sodass der Zugang schutzbedürftiger 
Gruppen zur Gesundheit auch im Zusammenhang mit Naturkatastrophen oder vom 
Menschen verursachten Katastrophen und den Auswirkungen des Klimawandels 
sichergestellt wird; fordert die Umsetzung dieses rechtebasierten Ansatzes, 
einschließlich der Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten und der bisher 
vernachlässigten postakuten Infektionssyndrome;

12. weist darauf hin, dass die Prävention nicht übertragbarer Krankheiten von enormer 
Wichtigkeit ist; betont, dass Entwicklungsländer dabei unterstützt werden müssen, 
Gemeinschaften über Risikofaktoren und Präventionsstrategien im Zusammenhang mit 
nicht übertragbaren Krankheiten aufzuklären, indem Informationen über verschiedene 
als zuverlässig geltende Kanäle verbreitet werden;

13. weist auf das Ausmaß des Problems gesundheitsbezogener Fehlinformationen und die 
davon ausgehende potenzielle Gefahr für Menschenleben hin, was im Zuge der COVID-
19-Pandemie deutlich wurde; fordert die Kommission auf, Projekte, Instrumente und 
Maßnahmen zu unterstützen, mit denen Fehlinformationen im Gesundheitsbereich 
bekämpft werden sollen; fordert ferner die WHO auf, sich für mehr Aufklärung und 
Information bei der Bekämpfung von nicht übertragbaren Krankheiten wie Krebs oder 
Diabetes und bei der Prävention des Suchtmittelmissbrauches einzusetzen;

14. betont, dass die Lebensbedingungen einen Einfluss auf die Gesundheit und die 
Verhinderung nicht übertragbarer Krankheiten haben; weist darauf hin, dass das 
Konzept „Eine Gesundheit“ an der Schnittstelle der Gesundheit von Mensch, Tier und 
Natur liegt; fordert die EU auf, sich für eine praktikable Ausgestaltung und Umsetzung 
des Konzeptes „Eine Gesundheit“ auf europäischer und internationaler Ebene durch die 
WHO, Regionalorganisationen und Mitgliedstaaten, insbesondere in den 
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Verhandlungen zum geplanten Pandemievertrag und im Rahmen der Strategie für 
globale Gesundheit einzusetzen; fordert Team Europa nachdrücklich auf, in diesem 
Zusammenhang auf den in Artikel 208 AEUV verankerten Grundsatz der 
Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung hinzuweisen und das Konzept „Eine 
Gesundheit“ bei der Programmplanung und bei Maßnahmen im Gesundheitsbereich zu 
berücksichtigen, auch in sich überschneidenden Bereichen wie der biologischen 
Vielfalt, der Landwirtschaft und einem gesunden Lebensumfeld;

15. betont, dass für einen Ausbau eines horizontalen Gesundheitssystems gestützt auf einen 
ganzheitlichen und rechtebasierten Ansatz der Vielschichtigkeit von Gesundheit auf der 
Grundlage des Konzepts „Eine Gesundheit“ umfassend Rechnung getragen werden 
muss; stellt mit großer Besorgnis fest, dass Schadstoffe in der Umwelt massive 
gesundheitliche Auswirkungen weltweit, insbesondere in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen (LMIC), haben; fordert die EU auf, die Entwicklungsländer, 
insbesondere die Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen (LMIC) und die am 
wenigsten entwickelten Länder (LDC), dabei zu unterstützen, der Prävention von 
Krankheiten durch Investitionen in die Bekämpfung der Umweltverschmutzung 
Vorrang einzuräumen, unter anderem durch Strategien für den Zugang zu sauberer 
Energie, sauberem und effizientem Verkehr, die Kontrolle von Industrieemissionen und 
den verantwortungsvollen Einsatz von Chemikalien; stellt fest, dass es sich hierbei um 
eine äußerst kosteneffiziente Strategie handelt, um die Gesundheit der Bevölkerung zu 
verbessern, die Beanspruchung der für die Gesundheitsversorgung zur Verfügung 
stehenden begrenzten Mittel zu verringern und die nationale Entwicklung zu fördern;
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